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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittiungsausschusses 


I. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1353 BGB) 

§ 1353 Abs. 1 Satz 2 BGB ist wie folgt zu fassen: 

„Die Ehegatten sind einander zur ehelichen Lebens- 
gemeinschaft, insbesondere zu Treue und Beistand 
sowie zur Sorge für die gemeinsamen Kinder ver- 
pflichtet. “ 

Begründung 

Im Text des Gesetzes müssen die wichtigsten Ver- 
pflichtungen, die sich aus der Ehe ergeben, heraus- 
gestellt werden. Die Verpflichtung zur ehelichen 
Lebensgemeinschaft muß näher konkretisiert wer- 
den durch die Erwähnung der Verpflichtung zu 
Treue und Beistand und zur Sorge für die gemein- 
samen Kinder, wenn sie nicht inhaltsleer sein soll. 
Im bisherigen Recht ergab sich diese Verpflichtung 
insbesondere auch aus den im Ehegesetz geregel- 
ten, auf der schuldhaften Verletzung der Pflicht 
zur ehelichen Lebensgemeinschaft, insbesondere zur 
Treue, beruhenden Scheidungsgründen. Das neue 
Recht sollte nicht der Mißdeutung ausgesetzt sein, 
es wolle mit der Einführung des Zerrüttungsprinzips 
bei der Ehescheidung die Verpflichtung zur eheli- 
chen Treue abschaffen. 


IL Zu Artikel 1 Nr. 1 a — neu — (§ 1355 BGB), 
Nr. 19 a bis 19 c — neu — (§§ 1616 bis 1618 BGB), 
Nr. 28 a bis 28 g — neu — (§§ 1720, 1737, 1740 f, 
1740 g, 1758, 1758 a, 1762 BGB), 

Artikel 3 Nr. 1 (§§ 54, 55 EheG), Nr. 3 a — neu — 
(§ 13 a EheG — neu — ), 

Artikel 7 Nr. 01 — neu — (§ 43 a FGG), Nr. 5 a 
— neu — (§ 56 b FGG), Nr. 5 b — neu — 
(§ 57 a FGG), 

Artikel 8 a — neu — (Änderung des PStG) 

a) In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a einzufügen; 

,1 a. § 1355 erhält folgende Fassung: 

„§ 1355 

(1) Die Ehegatten führen einen gemein- 
samen Familiennamen (Ehenamen). 

(2) Zum Ehenamen können die Ehegatten 
bei der Eheschließung durch Erklärung ge- 
genüber dem Standesbeamten den Geburts- 
namen des Mannes oder den Geburtsnamen 
der Frau bestimmen. Treffen sie keine Be- 
stimmung, so ist Ehename der Geburtsname 


des Mannes. Geburtsname ist der Name, 
der in die Geburtsurkunde der Verlobten 
zur Zeit der Eheschließung einzutragen ist. 

(3) Ein Ehegatte, dessen Geburtsname 
nicht Ehename wird, kann durch Erklärung 
gegenüber dem Standesbeamten dem Ehe- 
namen seinen Geburtsnamen oder den zur 
Zeit der Eheschließung geführten Namen 
anfügen; die Erklärung bedarf der öffent- 
lichen Beglaubigung. 

(4) Der verwitwete oder geschiedene 
Ehegatte behält den Ehenamen. Er kann 
durch Erklärung gegenüber dem Standes- 
beamten seinen Geburtsnamen oder den 
Namen wieder annehmen, den er zur Zeit 
der Eheschließung geführt hat; die Erklä- 
rung bedarf der öffentlichen Beglaubigung. 

(5) Ein Ehegatte, dessen Geburtsname 
nicht Ehename oder Bestandteil des Ehe- 
namens wird, kann seinen bisherigen Fa- 
miliennamen im Beruf fortführen; perso- 
nenstandsrechtliche Wirkungen sind hier- 
mit jedoch nicht verbunden."' ' 

b) In Artikel 1 sind nach Nummer 19 folgende Num- 
mern 19 a bis 19 c einzufügen: 

,19 a. § 1616 erhält folgende Fassung: 

»§ 1616 

Das eheliche Kind erhält den Ehenamen 
seiner Eltern." 

19 b. § 1617 erhält folgende Fassung: 

»§ 1617 

(1) Das nichteheliche Kind erhält den 
Familiennamen, den die Mutter zur Zeit 
der Geburt des Kindes führt. Als Fami- 
lienname gilt nicht der gemäß § 1355 
Abs. 3 dem Ehenamen angefügte Name. 

(2) Eine Änderung des Familiennamens 
der Mutter erstreckt sich auf den Geburts- 
namen des Kindes, welches das fünfte 
Lebensjahr vollendet hat, nur dann, wenn 
es sich der Namensänderung anschließt. 
Ein in der Geschäftsfähigkeit beschränktes 
Kind, welches das vierzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, kann die Erklärung nur 
selbst abgeben; es bedarf hierzu der Zu- 
stimmung seines gesetzlichen Vertreters. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 30. Januar 1976. 
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Die Erklärung ist gegenüber dem Standes- 
beamten abzugeben; sie muß öffentlich 
beglaubigt werden. 

(3) Eine Änderung des Familiennamens 
der Mutter infolge Eheschließung erstreckt 
sich nicht auf das Kind, 

(4) Ist der frühere Geburtsname zum 
Ehenamen des Kindes geworden, so er- 
streckt sich die Namensänderung auf den 
Ehenamen nur dann, wenn die Ehegatten 
die Erklärung nach Absatz 2 Satz 1 und 3 
gemeinsam abgeben. Für den Namen von 
Abkömmlingen des Kindes gelten Absatz 
2 und Absatz 4 Satz 1 entsprechend." 

19 c. § 1618 erhält folgende Fassung: 

.§ 1618 

(1) Die Mutter und deren Ehemann 
können dem Kinde, das einen Namen nach 
§ 1617 führt und eine Ehe noch nicht ein- 
gegangen ist, ihren Ehenamen, der Vater 
des Kindes seinen Familiennamen durch 
Erklärung gegenüber dem Standesbeam- 
ten erteilen. Als Familienname gilt nicht 
der gemäß § 1355 Abs. 3 dem Ehenamen 
angefügte Name. Die Erteilung des Na- 
mens bedarf der Einwilligung des Kindes 
und, wenn der Vater dem Kinde seinen 
Familiennamen erteilt, auch der Einwilli- 
gung der Mutter. 

(2) Ein in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränktes Kind, welches das vierzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, kann seine Ein- 
willigung nur selbst erteilen. Es bedarf 
hierzu der Zustimmung seines gesetz- 
lichen Vertreters. 

(3) Die Erklärungen nach Absatz 1 und 
2 müssen öffentlich beglaubigt werden. 

(4) Ändert sich der Familienname des 
Vaters, so gilt § 1617 Abs. 2 bis 4 ent- 
sprechend." ' 

c) In Artikel 1 sind nach Nummer 28 folgende Num- 
mern 28 a bis 28 g einzufügen: 

,28 a. Nach § 1719 wird folgender neuer § 1720 
eingefügt: 

„§ 1720 

Ein nach § 1355 bestimmter Ehename der 
Eltern erstreckt sich auf den Geburtsnamen 
eines Abkömmlings, welcher das vierzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, nur dann, wenn 
er sich der Namensänderung durch Erklä- 
rung anschließt. Ist der frühere Geburts- 
name zum Ehenamen eines Abkömmlings 
geworden, so erstreckt sich die Namens- 
änderung auf den Ehenamen nur dann, 
wenn die Ehegatten die Erklärung nach 
Satz 1 gemeinsam abgeben. § 1617 Abs. 2 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend." 


28 b. Nach § 1736 wird folgender neuer § 1737 
eincrefücft: 

.§ 1737 

Das Kind erhält den Familiennamen des 
Vaters. Als Familienname gilt nicht der 
gemäß § 1355 Abs. 3 dem Ehenamen ange- 
fügte Name. Ändert sich der Familienname 
des Vaters, so gilt § 1617 Abs. 2 bis 4 ent- 
sprechend." 

28 c. In § 1740 f werden folgende Absätze 2 
und 3 angefügt: 

„(2) Das Kind erhält den Familiennamen 
des überlebenden Elternteils. Das Gericht 
hat dem Kind auf seinen Antrag mit Zu- 
stimmung des überlebenden Elternteils den 
Familiennamen des verstorbenen Elternteils 
zu erteilen. Als Familienname gilt nicht 
der gemäß § 1355 Abs. 3 dem Ehenamen 
angefügte Name. Der Antrag kann nur in 
dem Verfahren über den Antrag auf Ehe- 
licherklärung gestellt werden. 

(3) Führt das Kind den Familiennamen 
des überlebenden Elternteils und ändert 
sich dieser Name, so gilt § 1617 Abs. 2 bis 4 
entsprechend." 

28 d. § 1740 g erhält folgende Fassung: 

.§ 1740 g 

Im Falle des § 1740 f Abs. 2 Satz 2 bis 4 
hat das Vormundschaftsgericht dem über- 
lebenden Elternteil auf dessen Antrag den 
Familiennamen des Kindes zu erteilen. Die 
Erteilung ist ausgeschlossen, wenn der 
überlebende Elternteil nach dem Tode des 
anderen Elternteils eine Ehe eingegangen 
ist." 

28 e. § 1758 erhält folgende Fassung: 

„§ 1758 

(1) Das Kind erhält als Geburtsnamen 
den Familiennamen des Annehmenden. Als 
Familienname gilt nicht der gemäß § 1355 
Abs. 3 dem Ehemann angefügte Name, 
ln den Fällen des § 1757 Abs, 2 erhält das 
Kind als Geburtsnamen den Ehenamen der 
Ehegatten. Ist der frühere Geburtsname 
zum Ehenamen des Kindes geworden, so 
erstreckt sich die Namensänderung auf den 
Ehenamen nur dann, wenn dies mit dem 
Ehegatten des Kindes im Annahmevertrag 
vereinbart ist. 

(2) Ist der neue Name kein Doppelname, 
so darf das Kind diesem durch Erklärung 
gegenüber dem Standesbeamten seinen 
früheren Namen hinzufügen, sofern nicht 
in dem Annahmevertrag etwas anderes be- 
stimmt ist. § 1617 Abs. 2 gilt entsprechend. 
Die Erklärung muß öffentlich beglaubigt 
werden. 
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(3) Ändert sich der Familienname des 
Annehmenden, so gilt § 1617 Abs. 2 bis 4 
entsprechend." 

28 f. § 1758 a wird aufgehoben. 

28 g. In § 1762 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„§ 1617 Abs. 2 bis 4 bleibt unberührt." ' 

d) In Artikel 3 Nr. 1 sind die Worte „§§ 49 bis 53, 

§ 55 Abs. 2 Satz 2, §§ 56 bis 70" durch die Worte 
„§§ 49 bis 70" zu ersetzen. 

e) In Artikel 3 ist nach Nummer 3 folgende neue 
Nummer 3 a einzufügen: 

,3 a. Nach § 13 wird folgender § 13 a eingefügt.* 
„§ 13 a 

(1) Der Standesbeamte soll die Verlobten 
vor der Eheschließung befragen, ob sie eine 
Erklärung darüber abgeben wollen, welchen 
Ehenamen sie führen werden. 

(2) Haben die Ehegatten die Ehe außer- 
halb des Geltungsbereichs dieser Gesetzes 
geschlossen, ohne die Erklärung nach § 1355 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs abge- 
geben zu haben, so können sie diese Erklä- 
rung nachholen. Die Erklärung ist abzuge- 
ben, wenn die Eintragung des Ehenamens in 
ein deutsches Personenstandsbuch erforder- 
lich wird, spätestens jedoch vor Ablauf eines 
Jahres nach Rückkehr in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes. 

(3) Ergibt sich aus einer Erklärung nach 
Absatz 2 eine Änderung gegenüber dem 
bisher von den Ehegatten geführten Namen, 
so erstreckt sich die Namensänderung auf 
den Geburtsnamen eines Abkömmlings, wel- 
cher das vierzehnte Lebensjahr vollendet 
hat, nur dann, wenn er sich der Namensände- 
rung durch Erklärung anschließt. Ist der frü- 
here Geburtsname zum Ehenamen eines 
Abkömmlings geworden, so erstreckt sich 
die Namensänderung auf den Ehenamen nur 
dann, wenn die Ehegatten die Erklärung 
nach Satz 1 gemeinsam abgeben. Die Erklä- 
rungen sind spätestens vor Ablauf eines 
Jahres nach Abgabe der Erklärung nach 
Absatz 2 abzugeben. 

(4) Auf die Erklärungen ist § 1617 Abs. 2 
Satz 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend anzuwenden." ‘ 

f) In Artikel 7 ist vor Nummer 1 folgende Num- 
mer 01 einzufügen: 

,01. § 43 a Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Ehelicherklärung auf Antrag 
des Kindes und die Verfügung, durch die 


dem überlebenden Elternteil nach § 1740 g 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs der Name 
des Kindes erteilt wird, gelten die vorste- 
henden Vorschriften entsprechend. An die 
Stelle des Vaters tritt jedoch bei der Ehe- 
licherklärung der überlebende Elternteil 
oder, wenn beide Eltern gestorben sind, das 
Kind, bei der Namenserteilung der über- 
lebende Elternteil." ' 

g) In Artikel 7 sind nach Nummer 5 folgende Num- 
mern 5 a und 5 b einzufügen: 

,5 a. § 56 b Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Eine Verfügung, durch die das Vor- 
mundschaftsgericht ein nichteheliches Kind 
auf seinen Antrag für ehelich erklärt, wird 
erst mit der Rechtskraft wirksam." 

5 b. § 57 a fällt weg.' 

h) Nach Artikel 8 ist folgender neue Artikel 8 a ein- 
zufügen: 

, Artikel 8 a 

Änderung des Personenstandsgesetzes 

1. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
eingefügt: 

„4. der Ehename, den die Ehegatten in 
der Ehe führen werden," ; 

b) Nummer 4 wird Nummer 5. 

2. In § 12 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „die 
Vor- und Familiennamen der Ehegatten" 
durch die Worte „die Vornamen der Ehe- 
gatten und die von ihnen vor und nach der 
Eheschließung geführten Familiennamen" er- 
setzt. 

3. § 15 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hierbei sind der Familienname und die 
Vornamen der Kinder sowie Ort und Tag 
ihrer Geburt anzuführen." 

4. § 15 c erhält folgende Fassung: 

.§ 15 c 

(1) Die Erklärung, durch die ein Ehegatte 
seinen Geburtsnamen oder den zur Zeit der 
Eheschließung geführten Namen dem Ehe- 
namen anfügt, sowie die Erklärung, durch 
die ein verwitweter oder geschiedener Ehe- 
gatte seinen Geburtsnamen oder den zur 
Zeit der Eheschließung geführten Namen 
wieder annimmt, kann auch von den Stan- 
desbeamten beglaubigt oder beurkundet 
werden. 

(2) Zur Entgegennahme der Erklärungen 
ist der Standesbeamte zuständig, der das 
Familienbuch der Ehegatten führt; er nimmt 
auf Grund der Erklärungen die Eintragung 
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in das Familienbuch vor. Wird ein Familien- 
buch nicht geführt, so ist der Standesbeamte, 
der die Eheschließung beurkundet hat, und, 
falls die Ehe nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geschlossen ist, der Standesbeamte 
des Standesamts I in Berlin (West) zustän- 
dig." 

5. Nach § 15 c wird folgender § 15 d eingefügt:' 

„§ 15 d 

(1) Die Erklärung über den Ehenamen 
von Ehegatten, die ihre Ehe außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes geschlos- 
sen haben, ohne eine Erklärung nach § 1355 
Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs abge- 
geben zu haben, kann auch von den Standes- 
beamten beglaubigt oder beurkundet wer- 
den. Gleiches gilt für die Erklärung, durch 
die ein Kind und sein Ehegatte die Namens- 
änderung der Eltern des Kindes auf ihren 
Ehenamen erstrecken. 

(2) Für die Entgegennahme der Erklärun- 
gen gilt § 15 c Abs. 2 entsprechend." 

6. § 21 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Vornamen und der Familienname 
des Kindes,". 

7. In § 30 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Außerdem ist ein Randvermerk einzutra- 
gen, wenn dem überlebenden Elternteil eines 
auf eigenen Antrag für ehelich erklärten 
Kindes der neue Name des Kindes erteilt 
worden ist." 

8. § 31 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Erklärung, durch die 

1. ein Kind sich der Änderung des Familien- 
namens der Eltern oder eines Elternteils 
anschließt, 

2. die Mutter eines nichtehelichen Kindes 
und deren Ehemann diesem ihren Ehe- 
namen erteilen, 

3. der Vater eines nichtehelichen Kindes 
diesem seinen Familiennamen erteilt, 

4. ein an Kindes Statt angenommenes Kind 
dem neuen Namen seinen früheren Fami- 
liennamen hinzufügt, 

5. ein an Kindes Statt angenommenes Kind 
sich der Änderung des Familiennamens 
des Annehmenden anschließt, 

sowie die zu den Nummern 2 und 3 erforder- 
lichen Einwilligungserklärungen des Kindes 
und die zu Nummer 3 erforderliche Einwilli- 
gung der Mutter können auch von den Stan- 
desbeamten beglaubigt oder beurkundet 
werden. Gleiches gilt für die etwa erforder- 
liche Zustimmung des gesetzlichen Vertre- 
ters zu einer in Satz 1 genannten Erklärung." 


9. In § 63 Nr. 1 werden die Worte „die Vor- 
und Familiennamen der Ehegatten" durch 
die Worte „die Vornamen der Ehegatten und 
die von ihnen vor und nach der Eheschlie- 
ßung geführten Familiennamen" ersetzt. 

10. In § 70 wird folgende Nummer 3 a einge- 
fügt: 

„3 a, die Übertragung von besonderen Auf- 
gaben auf den Standesbeamten des 
Standesamts I in Berlin (West), die sich 
daraus ergeben, daß diesem im Rah- 
men der ihm durch dieses Gesetz über- 
tragenen Zuständigkeiten Mitteilungen 
oder Erklärungen über Vorgänge zu- 
gehen, die in ein Personenstandsbuch 
einzutragen wären,".' 

Begründung 

Über die Notwendigkeit, das Recht des Ehenamens 
im Zusammenhang mit der Reform des Scheidungs- 
rechts neu zu regeln, bestand seit Beginn der Dis- 
kussion um ein neues Scheidungsrecht kein Zweifel. 
Der vorstehende Vorschlag übernimmt mit drei Aus- 
nahmen die Regelungen, die vom Bundestag bereits 
in dem Gesetz über den Ehe- und Familiennamen, 
dem der Bundesrat die Zustimmung verweigert hat, 
vorgesehen sind. Die Ausnahmen sind folgende: 

1. Ein Zwang, bei der Eheschließung eine Erklärung 
über den gemeinsamen Familiennamen abgeben 
zu müssen, soll nicht ausgeübt werden. 

2. Der bisher geführte Name soll dem gemeinsamen 
Familiennamen der Ehegatten nicht vorangestellt, 
sondern angefügt werden können. Dafür soll eine 
zusätzliche Regelung eingeführt werden, die vor 
allem den Interessen der berufstätigen Frau bes- 
ser gerecht wird als die Voranstellung des bisher 
geführten Namens. 

3. Das Gesetz darf sich keine Rückwirkung beilegen. 
Im einzelnen ist hierzu folgendes zu bemerken: 

Zu 1. 

Selbst wenn man annehmen sollte, daß die aus- 
schließliche Bestimmung des Mannesnamens zum 
Ehenamen dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
der Geschlechter (Artikel 3 Abs. 2 GG) widerspreche, 
ist eine so weitgehende Regelung wie in § 1355 BGB 
in der vom Bundestag beschlossenen Fassung nicht 
erforderlich, um die formale Gleichstellung von 
Mann und Frau zu erreichen. Es reicht aus, daß als 
Ehename der Name des Mannes oder der der Frau 
gewählt werden kann. Dagegen ist es nicht erforder- 
lich, den Ehegatten zur Pflicht zu machen, eine Er- 
klärung über den Ehenamen abzugeben; vielmehr 
würde dadurch die Entscheidungsfreiheit beider Ehe- 
gatten eingeschränkt. Aus erzieherischen Gründen 
einen Zwang zur Abgabe einer Erklärung vorzu- 
sehen, ist gegenüber mündigen Bürgern nicht ange- 
bracht. Im übrigen besteht schon bei Eheschließun- 
gen im Inland die Gefahr, daß eine ausdrückliche 
Erklärung über die Namenswahl übersehen wird. Bei 


5 



Drucksache 7/4694 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Eheschließungen im Ausland ist sie vielfach über- 
haupt nicht möglich. 

Wird, wie hier vorgeschlagen, lediglich die Möglich- 
keit der Namenswahl gegeben, so bedarf es nur noch 
einer Regelung, wessen Name zum Ehenamen wird, 
wenn keine Erklärung abgegeben wird. Aus densel- 
ben Gründen, die zu der Bestimmung des § 13 a 
Abs. 3 EheG in der vom Bundestag beschlossenen 
Fassung geführt haben, ist es sachgerecht, hier an 
den Namen des Mannes anzuknüpfen. 

In § 13 a Abs. 1 EheG ergibt sich eine Vereinfachung 
dadurch, daß die Erklärung über den Familiennamen 
nicht Voraussetzung der Eheschließung ist. § 13 a 
Abs. 2 EheG und § 15 d Abs. 1 Satz 1 PStG sind dem 
anzupassen; § 13 a Abs. 3 EheG wird durch den vor- 
geschlagenen § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB überflüssig. 

Zu 2. 

Ein Ehegatte, dessen bisheriger Name bei der Ehe- 
schließung nicht Ehename wird, wird auch künftig 
nicht selten ein Interesse haben, neben dem Ehe- 
namen den bisherigen Namen zu führen. Dieses 
Interesse wird vor allem dann bestehen, wenn der 
bisherige Familienname im Beruf fortgeführt werden 
soll, weil der Namensträger unter seinem bisherigen 
Namen bereits bekanntgeworden ist. Für solche 
Fälle wird der vorgeschlagene neue § 1355 Abs. 5 
zu einer besseren Lösung führen, als sie die Voran- 
stellung des bisherigen Ehenamens bietet, weil der 
bisherige Name im Berufsleben unverändert weiter- 
geführt werden kann. Vorbilder hierzu gibt es schon 
im geltenden Recht in § 21 HGB und kraft Gewohn- 
heitsrechts beim Künstlernamen. Wie in diesen Fäl- 
len sollen auch nach dem neuen § 1355 Abs. 5 BGB 
personenstandsrechtliche Wirkungen mit der Fort- 
führung des früheren Familiennamens im Beruf nicht 
verbunden sein. 

Soweit sonst ein Interesse daran besteht, neben dem 
Ehenamen auch den früheren Familiennamen zu 
führen — und dies mit personenstandsrechtlichen 
Wirkungen zu verbinden - — , würd dem am besten 
dadurch Rechnung getragen, daß entsprechend dem 
bisherigen Recht gestattet wird, den Geburtsnamen 
oder den z. Z. der Eheschließung geführten Namen 
dem Ehenamen anzufügen. Diese Lösung verdient 
gegenüber der vom Bundestag beschlossenen Fas- 
sung des § 1355 Abs. 3 BGB den Vorzug. Würde der 
Name, der nicht Ehename wird, künftig vorange- 
stellt, so könnte der Anschein entstehen, der Gesetz- 
geber habe den Grundsatz aufgegeben, daß die Ehe- 
gatten einen gemeinsamen Familiennamen führen. 
Würde ein Ehegatte von seinem Recht nach § 1355 
Abs. 3 BGB künftig Gebrauch machen, so könnte 
auch der Eindruck erweckt werden, daß es sich um 
eine Ehe mit schwächeren Rechtswirkungen handle. 
Auch die Nichtübereinstimmung des Namens eines 
Elternteils mit dem Namen seiner Kinder wäre we- 
sentlich deutlicher als bei einer Regelung, die sich 
an § 1355 Satz 2 in der bisher geltenden Fassung 
orientiert. § 1355 Abs. 3 der vom Bundestag be- 
schlossenen Fassung steht somit mit der Zielsetzung 
des Gesetzes in Widerspruch, daß Kindes- und 
Elternname grundsätzlich übereinstimmen sollen. 
Es ist daher anzunehmen, daß die von der Bestim- 


mung des § 1355 Abs. 3 BGB n. F. betroffenen Per- 
sonen überwiegend eine Regelung vorziehen wür- 
den, die der bisherigen Tradition im Namensrecht 
besser entspricht. 

§ 1355 Abs. 3 BGB in der vom Bundestag beschlosse- 
nen Fassung würde auch zu einer Verwirrung inso- 
fern führen, als es im Hinblick auf die bisherige 
Regelung des § 1355 Satz 2 BGB künftig bei Trägern 
von Doppelnamen nicht mehr möglich wäre, aus den 
Namen einen Schluß auf den Familiennamen des 
anderen Ehegatten zu ziehen. Auch bei der Führung 
von Registern und Namenskarteien wäre mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten zu rechnen, wenn der Ehe- 
name nicht mehr stets an erster Stelle stünde. 

Zu 3. 

Selbst wenn davon ausgegangen wird, daß die vor- 
gesehene Regelung des Ehenamensrechts dem heuti- 
gen Verständnis der Gleichberechtigung von Mann 
und Frau besser entspricht, ist es nicht erforderlich, 
aus diesem Grund eine Regelung für in der Vergan- 
genheit entstandene Rechtsverhältnisse vorzusehen. 
Eine solche Regelung müßte in mindestens zum Teil 
abgeschlossene Rechtsverhältnisse eingreifen, was 
für einen Teil der Fälle auch die vom Bundestag 
beschlossene Fassung ablehnt. 

Der Bundestag geht mit Recht davon aus, daß nicht 
nur der Geburtsname, sondern auch der Ehename 
Bestandteil des Persönlichkeitsrechts des Namens- 
trägers ist. Das gilt auch für Ehenamen, die seit dem 
1. April 1953 (vgl. Artikel 117 Abs. 1 GG) erworben 
worden sind, ohne daß die durch den neuen § 1355 
Abs. 2 BGB eröffneten Möglichkeiten gegeben wa- 
ren. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, 
daß die weitaus meisten Ehegatten nicht daran den- 
ken werden, den in langjähriger Ehe geführten Fa- 
miliennamen zu ändern. Im übrigen läßt die vorge- 
schlagene Regelung befürchten, daß in manchen 
Ehen Streit entstehen kann, wenn ein Ehegatte eine 
Änderung des Familiennamens herbeiführen will. 
Ein Interesse an einer Nam_ensänderung kann aller- 
dings insbesondere dann bestehen, wenn diese zu 
unlauteren Machenschaften benutzt werden soll; 
hierzu sollte das Gesetz keinen Weg öffnen. Unter 
diesen Umständen ist es weder erforderlich noch 
sachgerecht, eine Rückwirkung auf bereits beste- 
hende Ehen vorzusehen. 

Die Möglichkeit, den Ehenamen in bestehenden Ehen 
durch einfache Erklärung zu ändern, müßte im übri- 
gen zu erheblichen Verwaltungskosten führen, die 
von den öffentlichen Haushalten bei der derzeitigen 
Finanzlage kaum aufgebracht werden könnten. 


III. Zu Artikel 1 Nr. 1, 12, 15, 17, 30, 31 (§§ 1353, 
1385, 1565, 1566, 1576, 1933, 2077 BGB) 

In Artikel 1 Nr. 17 ist § 1565 wie folgt zu fassen: 

„§ 1565 

(1) Eine Ehe kann geschieden werden, wenn sie 
unheilbar zerrüttet ist. Vor Ablauf der in § 1566 
genannten Fristen darf jedoch die Ehe nur geschie- 
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den werden, wenn dem Antragsteller die Fortset- 
zung der Fhe aus Gründen, die in der Person des 
anderen Ehegatten oder in dessen Lebenshereich 
liegen, nicht zuzumuten ist. 

(2) Eine Ehe ist unheilbar zerrüttet, wenn die 
Lebensgemeinschaft der Ehegatten nicht mehr be- 
steht und nicht erwartet werden kann, daß die Ehe- 
gatten sie wiederherstellen." 

Daraus ergeben sich folgende Änderungen: 

a) In Artikel 1 Nr. 1 ist § 1353 Abs. 2 wie folgt 
zu fassen: 

„(2) Ein Ehegatte ist nicht verpflichtet, dem 
Verlangen des anderen Ehegatten nach Herstel- 
lung der Gemeinschaft Folge zu leisten, wenn 
sich das Verlangen als Rechtsmißbrauch darstellt 
oder wenn die Voraussetzungen für die Schei- 
dung der Ehe auf Antrag des Ehegatten, der die 
Herstellung der Gemeinschaft ablehnt, gegeben 
sind." 

b) In Artikel 1 Nr. 12 ist § 1385 wie folgt zu fassen: 

„§ 1385 

Ein Ehegatte kann auf vorzeitigen Ausgleich 
des Zugewinns klagen, wenn die Voraussetzun- 
gen für die Scheidung der Ehe auf seinen Antrag 
gegeben sind." 

c) In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 1566 Abs. 1 und 2 
jeweils das Wort „gescheitert" durch die Worte 
„unheilbar zerrüttet" zu ersetzen. 

d) In Artikel 1 Nr. 17 sind in § 1576 Satz 2 die 
Worte „zum Scheitern" durch die Worte „zur 
unheilbaren Zerrüttung" zu ersetzen. *) 

e) In Artikel 1 Nr. 30 — § 1933 Satz 1 — und in 
Artikel 1 Nr. 31 Buchstabe a — § 2077 Abs. 1 
Satz 2 — sind jeweils nach den Worten „die Vor- 
aussetzungen für die Scheidung der Ehe" die 
Worte „auf dessen Antrag" einzufügen. 

Begründung 

a) Zum Begriff des Scheiterns der Ehe: 

Der bisher gebräuchliche Begriff der „unheil- 
baren Zerrüttung" der Ehe ist nicht durch den 
Begriff „Scheitern" der Ehe zu ersetzen. Durch 
das vorliegende Gesetz soll das Recht der Ehe- 
scheidung auf das Zerrüttungsprinzip gestellt 
werden. Dies sollte auch im Gesetzestext und 
nicht nur in der Begründung zum Ausdruck ge- 
bracht werden, die immer wieder — zutref- 
fend — die „Zerrüttung" als Scheidungsvoraus- 
setzung anführt. Zudem ist der Begriff der „un- 
heilbaren Zerrüttung" schon bisher bekannt und 
von der Rechtsprechung im einzelnen erläutert 
worden, so daß bei der Beibehaltung des bis- 
herigen Begriffs auf die vorhandene Rechtspre- 
chung zurückgegriffen werden kann. 


*) vgl. jedoch VII. 


Auch müßte der Begriff des „Scheiterns" dazu 
führen, einer Ehe, die über viele Jahre ihren 
bestimmungsmäßigen Zweck erfüllt hat, wenn 
sie nunmehr durch einen Wandel der Verhält- 
nisse unheilbar zerrütet ist, den Wert abzuspre- 
chen, den sie vor dem Eintritt der Zerrüttung 
hatte und der auch trotz der Zerrüttung fortdau- 
ern kann. Diese Befürchtung besteht deshalb, weil 
die sprachliche Entwicklung dazu geführt hat, 
mit dem „Scheitern" ein abwertendes Urteil im 
Sinn des Fehlschlagens oder der Verfehlung der 
Sinnerfüllung zu verbinden, z. B. in der Wendung 
„gescheiterte Existenz". 

b) Einschränkung der Generalklausel: 

Eine uneingeschränkte Generalklausel wie sie 
§ 1565 des Gesetzes vorsieht, ermöglicht die so- 
fortige einseitige Aufkündigung der Ehe. Denn 
die Zerrüttung einer Ehe kann auch einseitig 
herbeigeführt werden. Der Scheidungswillige 
hat es bei einer solchen Regelung in der Hand, 
durch sein eigenes Verhalten den Zerrüttungs- 
tatbestand selbst zu schaffen und so die sofor- 
tige Scheidung der Ehe zu erzwingen. Hat er auf 
diese Weise die Zerrüttung der Ehe herbeige- 
führt, so könnte der Richter bei einer uneinge- 
schränkten Generalklausel die Scheidung der 
Ehe selbst in Fällen des Rechtsmißbrauchs nicht 
versagen. Hierzu muß ihm aber die Möglichkeit 
gegeben werden, um dem allgemeinen Rechts- 
grundsatz Geltung zu verschaffen, daß niemand 
aus eigenen Rechtsverletzungen für sich gün- 
stige Rechtsfolgen herleiten kann. 

Die Generalklausel soll daher in der Weise ein- 
geschränkt werden, daß sie nur eingreift, wenn 
die Fortführung der Ehe dem Antragsteller aus 
Gründen unzumutbar ist, die in der Person des 
anderen Ehegatten oder in dessen Lebensbereich 
liegen. Die Unzumutbarkeit kann danach nicht 
nur auf solchen Gründen beruhen, die in per- 
sönlichen Eigenschaften (z. B. erhebliche geistige 
oder körperliche Gebrechen) oder im persön- 
lichen Verhalten liegen, sondern auch auf Um- 
ständen, die zur Lebenssphäre des anderen Ehe- 
gatten gehören. Die Prüfung der Unzumutbar- 
keit erfordert keine zusätzliche Beweisaufnahme-, 
denn die Gründe für die Unzumutbarkeit, die 
Ehe fortzusetzen, ergeben sich bereits bei der 
Prüfung der Ursachen der Zerrüttung, die bei 
Anwendung der Generalklausel ohnehin erfor- 
derlich ist. Die vorgeschlagene Einschränkung 
stellt auch keine Rückkehr zum Verschuldens- 
prinzip dar: sie führt keineswegs dazu, daß zu- 
sätzlich noch Verschuldenselemente zu prüfen 
sind. Vielmehr wird die sonst umfassende Prü- 
fung der Zerrüttung der Ehe sogar noch inso- 
fern eingeschränkt, als Umstände, die im Le- 
bensbereich des Antragstellers liegen, nicht ge- 
prüft werden dürfen. Im übrigen ergibt sich die 
Unzumutbarkeit der Fortsetzung der Ehe aus 
dem vom Gericht festgestellten objektiven Sach- 
verhalt, nicht aber aus einer Prüfung, ob den 
anderen Ehegatten ein Verschulden trifft. Der 
Vorschlag führt auch nicht etwa, wie gelegent- 
lich zu Unrecht behauptet worden ist, zu einem 
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zeitlich befristeten Widerspruchsrecht für den 
Beklagten; denn die Scheidung wird nicht ge- 
hindert, wenn sie auf Gründe gestützt werden 
kann, die in seiner Person oder in seinem Le- 
bensbereich liegen, gleichviel ob der Beklagte 
diese Gründe zu vertreten hat oder nicht. 

Durch die Einschränkung wird schließlich auch 
erreicht, daß die Generalklausel nic±it so leicht 
wie nach der vom Gesetz vorgesehenen Rege- 
lung für Konventionalscheidungen mißbraucht 
werden kann. Die Einschränkung wird daher 
eher dazu führen, die einverständliche Schei- 
dung nur auf dem in § 1566 Abs. 1 BGB i. d. F. 
des Gesetzes vorgesehenen Weg zu betreiben. 

c) Folgeänderungen: 

Als Folge der Änderung des § 1565 ergibt sich, 
daß in § 1353 nicht mehr auf das Scheitern der 
Ehe abgestellt werden kann, sondern darauf, 
ob die Voraussetzungen der Scheidung der Ehe 
auf Antrag desjenigen Ehegatten, der Rechte 
aus den genannten Bestimmungen herleitet, ge- 
geben sind. § 1385 bedarf der Anpassung an die 
Einschränkung der Generalklausel. Dasselbe gilt 
für die §§ 1933 und 2077. In den §§ 1566, 1568 
und 1576 ist ebenfalls der Begriff der unheil- 
baren Zerrüttung zu verwenden; die Folgeände- 
rung für § 1568 ist im Vorschlag VI berücksich- 
tigt. 

An sich müßte in Artikel 1 Nr. 15 auch § 1509 
Satz 1 BGB angepaßt und wie folgt gefaßt wer- 
den: „Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die 
Ehe durch seinen Tod aufgelöst wird, die Fort- 
setzung der Gütergemeinschaft durch letztwillige 
Verfügung ausschließen, wenn er berechtigt ist, 
auf Aufhebung der Gütergemeinschaft zu klagen, 
oder wenn die Voraussetzungen für die Schei- 
dung der Ehe auf seinen Antrag gegeben sind 
und er die Scheidung der Ehe beantragt hat." 
Diese Änderung entfällt aber durch den Vor- 
schlag XIV, der eine Änderung des geltenden 
§ 1509 Satz 1 BGB erübrigt. Die Verweisung des 
geltenden Rechts erhält dann ihren Inhalt durch 
die Neufassung des § 2335 BGB. 


IV. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1566 BGB), Artikel 6 
Nr. 24 (§614 ZPO) 

a) In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 1566 Abs. 1 und Abs. 2 
jeweils das Wort „unwiderlegbar" zu streichen. 

b) In Artikel 6 Nr. 24 ist in § 614 Abs. 2 der Satz 2 
zu streichen. 

Begründung 

Weder bei der einverständlichen noch bei der strei- 
tigen Scheidung kann an die Trennung der Ehe- 
leute während der Dauer bestimmter Fristen die 
unwiderlegbare Vermutung der unheilbaren Zer- 
rüttung der Ehe geknüpft werden. Auch in diesen 
Fällen muß der Richter die Möglichkeit haben, den 
Ausspruch der Scheidung abzulehnen, wenn er er- 


kennt, daß noch begründete Aussichten auf Ver- 
söhnung der Eheleute bestehen. Andernfalls würde 
von dem Grundsatz der Ehe auf Lebenszeit abge- 
gangen; denn die Ehe könnte dann durch gegen- 
seitigen Vertrag oder einseitig mit „Kündigungs- 
frist" auf jeden Fall aufgehoben werden. 

Eine Regelung, die die gerichtliche Scheidung einer 
Ehe als automatische Folge des Einverständnisses 
der Ehegatten oder einseitiger Herbeiführung der 
Heimtrennung, jeweils in Verbindung mit dem Ab- 
lauf gewisser Fristen, ausgestaltet, ist weder mit 
der Bedeutung der Ehe noch mit dem Sinn des 
Erfordernisses einer richterlichen Entscheidung zu 
vereinbaren. 

Allerdings bedeutet die Einführung einer widerleg- 
baren Vermutung auch bei einverständlicher Schei- 
dung nicht etwa, daß der Richter verpflichtet ist, 
in jedem Fall gegen den Willen der Ehegatten Um- 
stände zu ermitteln, die für die Aufrechterhaltung 
der Ehe sprechen könnten. Die Erfahrungen bei der 
Konventionalscheidung unter dem geltenden Recht 
zeigen, daß die Befürchtung unbegründet ist, die 
Gerichte würden in jedem Fall einer Konventional- 
scheidung unangebrachtermaßen in die Intimsphäre 
der Ehegatten eindringen. Sie sollten jedoch nicht 
gezwungen sein, eine Ehe zu scheiden, wenn sich 
schon aus dem vorgetragenen Sachverhalt ergibt, 
daß die Ehe nicht unheilbar zerrüttet ist, sondern 
die Scheidung lediglich begehrt wird, um irgend- 
welche Vorteile, etwa im Bereich des Versorgungs- 
ausgleichs, zu erlangen. 

Die in § 1568 erforderliche Folgeänderung ist im 
Vorschlag VI berücksichtigt. 


V. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1567 a BGB — neu — ) 

In Artikel 1 Nr. 17 ist nach § 1567 folgender § 1567 a 
einzufügen: 

„§ 1567 a 

Die Ehe darf nur geschieden werden, wenn sie 
mindestens ein Jahr bestanden hat. Vor Ablauf 
dieser Zeit kann sie nur geschieden werden, wenn 
die Fortsetzung der Ehe für die Antragsteller aus 
Gründen, die in der Person des anderen Ehegatten 
liegen, eine unzumutbare Härte darstellen würde." 

Begründung 

Das Zerrüttungsprinzip erfordert für den Regelfall, 
daß die Ehe eine gewisse Mindestzeit bestanden 
hat, weil eine eben erst begonnene Ehe meist nicht 
in wenigen Tagen unheilbar zerrüttet sein kann. 
Zumindest wird die Ehe eine gewisse Zeit bestanden 
haben müssen, um eine sichere Feststellung darüber 
treffen zu können, ob die Ehe unheilbar zerrüttet 
ist. Auch muß vorschnellen Scheidungsanträgen ent- 
gegengewirkt werden, die unter dem Eindruck von 
Anfangsschwierigkeiten in der Ehe gestellt werden. 

Eine Ausnahme vom Erfordernis der Mindestdauer 
einer Ehe ist nur dann erforderlich, wenn die Fort- 
setzung der Ehe bis zur Erreichung der Mindest- 
dauer für den Antragsteller eine unzumutbare Härte 
bedeuten würde. 
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VI. Zu Artikel I Nr. 17 (§ 1568 BGB), Artikel 6 
Nr. 24 (§ 616 ZPO) 

a) In Artikel 1 Nr. 17 ist § 1568 wie folgt zu fassen: 

»§ 1568 

Die Ehe soll nicht geschieden werden, obwohl 
sie unheilbar zerrüttet ist, wenn die Aufrecht- 
erhaltung der Ehe im Interesse der aus der Ehe 
hervorgegangenen minderjährigen Kinder not- 
wendig ist oder wenn die Scheidung für den Ehe- 
gatten, der sie ablehnt und noch eine innere 
Bindung an die Ehe hat, auch unter Berücksich- 
tigung der Belange des anderen Ehegatten eine 
unzumutbare Härte darstellen würde." 

b) In Artikel 6 Nr. 24 ist in § 616 Abs. 3 das Wort 
„außergewöhnliche" zu streichen und sind am 
Ende die Worte „oder wenn sie die gemeinschaft- 
lichen Kinder betreffen" anzufügen. 

Begründung 

a) Berücksichtigung des Kindeswohls: 

Mit dem Gesetzesbeschluß ist anzunehmen, daß 
den Interessen der Kinder durch die Aufrecht- 
erhaltung einer unheilbar zerrütteten' Ehe viel- 
fach nicht gedient ist. Trotzdem sind aber Fälle 
denkbar, in denen es erforderlich ist, die Ehe im 
Interesse der Kinder aufreditzuerhalten; das 
zeigen insbesondere die Erfahrungen im anderen 
Teil Deutschlands, in dem das Zerrüttungsprinzip 
schon seit zwei Jahrzehnten gilt und wo es sich 
immer wieder als erforderlich erweist, die Schei- 
dung einer unheilbar zerrütteten Ehe im Inter- 
esse minderjähriger Kinder abzulehnen. Einer 
Regelung der Scheidungsvoraussetzungen, die 
das Interesse der Kinder an der Aufrechterhal- 
tung der Ehe ausschließt, kann daher nicht zuge- 
stimmt werden. 

b) Härteklausel: 

Dem Gesetz kann nicht gefolgt werden, soweit 
es die Anwendung der Härteklausel befristen 
und zudem auf solche Umstände beschränken 
will, die nicht wirtschaftlicher Art sind. Es liegt 
in der Natur der Härteklausel, daß sie nicht auf 
den Ablauf einer bestimmten Frist oder auf den 
Herkunftsbereich der Härte abstellen kann, son- 
dern von der auf den Betroffenen zukommenden 
Wirkung ausgehen muß. Insofern können weder 
Härten, die nach dem Ablauf der Frist noch be- 
stehen, noch Härten wirtschaftlichen Ursprungs 
ausgeschlossen werden, wenn sie trotz der Schei- 
dungsfolgenregelung bestehenbleiben. Wenn 
also durch eine Scheidung die wirtschaftliche 
Lage des die Scheidung ablehnenden Ehegatten 
ernstlich gefährdet würde, so muß eine solche 
Härte ebenfalls dazu führen, daß die Scheidung 
abgelehnt wird, übrigens würde im Einzelfall 
eine Abgrenzung zwischen materiellen und im- 
materiellen Härten auf größte Schwierigkeiten 
stoßen. 

Es ist nicht möglich, wirtschaftliche Härten aus 
dem Anwendungsbereich der Härteklausel mit 


Rücksicht auf die Scheidungsfolgenregelung des 
Gesetzes auszunehmen. Das beste Scheidungs- 
tolgenrecht versagt, wenn keine Mittel vorhan- 
den sind, um die an sich bestehenden Ansprüche 
zu befriedigen. Es entspricht nicht den Geboten 
der Gerechtigkeit, in derartigen Fällen aus- 
schließlich die Interessen desjenigen Ehegatten, 
der aus der Ehe herausstrebt, auch dann zu be- 
rücksichtigen, wenn dadurch für den an der Ehe 
festhaltenden Ehegatten unzumutbare Härten 
entstehen. 

Da die Härteklausel eine besondere Ausnahme- 
regelung darstellt, liegt es schon in ihrer Natur, 
daß sie nur ausnahmsweise angewandt werden 
kann. Es bedarf daher keiner zusätzlichen Her- 
vorhebung des Ausnahmecharakters der Bestim- 
mung in ihrem Wortlaut. 

Die Fassung soll auch klarstellen, daß sich auf 
die Härteklausel nur ein Ehegatte berufen kann, 
der aus innerer Bindung an der Ehe festhält. 

c) Folgeänderungen: 

Die für die Anwendung der Kinderschutzklausel 
maßgebenden Tatsachen können nicht der Ver- 
handlungsmaxime unterstellt werden; das Ge- 
richt sollte sie vielmehr von Amts wegen berück- 
sichtigen. § 616 Abs. 3 ZPO ist daher entspre- 
chend zu ergänzen; dabei ist im Hinblick auf 
die Änderung der Fassung des § 1568 BGB auch 
das Wort „außergewöhnliche" zu streichen. 

Im übrigen berücksichtigt die Fassung des § 1568 
die durch die Vorschläge III und IV bedingten 
Folgeänderungen. 


VII. Zu Artikel 1 Nr. 17 {§§ 1569 ff., 1582, 1586 a, 
1587 h BGB), Nr. 6 {§ 1361 BGB), Artikel 4 Nr. 1 
Buchstabe a {§ 592 RVO) 

a) In Artikel 1 Nr. 17 ist die Überschrift vor § 1569 
BGB wie folgt zu fassen: 

„1. Unterhaltsberechtigung". 

b) In Artikel 1 Nr. 17 sind die §§ 1569 bis 1579 BGB 
durch folgende Vorschriften zu ersetzen: 

„§ 1569 

Ein Ehegatte hat dem anderen nach der Schei- 
dung Unterhalt zu gewähren, soweit der andere 
Ehegatte außerstande ist, sich von seinem Ein- 
kommen aus einer angemessenen Erwerbstätig- 
keit, seinen sonstigen Einkünften oder aus sei- 
nem Vermögen selbst zu unterhalten. 

§ 1570 

(1) Angemessen ist eine Erwerbstätigkeit, die 
der Ausbildung des Ehegatten, seinen Fähigkei- 
ten, seinem Lebensalter, seinem Gesundheitszu- 
stand und den ehelichen Lebensverhältnissen ent- 
spricht; ein nach der Ehe erreichter höherer Aus- 
bildungsstand bleibt außer Betracht. Bei den ehe- 
lichen Lebensverhältnissen sind die Dauer der 
Ehe und die Dauer der Pflege oder Erziehung 
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eines gemeinschaftlichen Kindes zu berücksich- 
tigen. 

(2) Soweit es zur Aufnahme einer angemesse- 
nen Erwerbstätigkeit erforderlich ist, obliegt es 
dem geschiedenen Ehegatten, sich ausbilden, fort- 
bilden oder umschulen zu lassen, wenn ein er- 
folgreicher Abschluß der Ausbildung zu erwarten 
ist. 

§ 1571 

Auf eine Erwerbstätigkeit kann ein Ehegatte 
nicht verwiesen werden, wenn 

1. von ihm 

a) wegen der Pflege oder Erziehung eines 
gemeinschaftlichen Kindes, 

b) wegen Alters, 

c) wegen Krankheit oder anderer Gebrechen 
oder Schwäche seiner körperlichen oder 
geistigen Kräfte oder 

d) aus anderen schwerwiegenden, in den ehe- 
lichen Lebensverhältnissen liegenden 
Gründen 

eine angemessene Erwerbstätigkeit nicht er- 
wartet werden kann, 

2. er, um eine angemessene Erwerbstätigkeit zu 
erlangen, eine Schul- oder Berufsausbildung, 
die er in Erwartung der Ehe oder während der 
Ehe nicht aufgenommen oder abgebrochen hat, 
oder eine entsprechende Ausbildung nach der 
Scheidung unverzüglich aufnimmt oder fort- 
setzt und die Umstände, insbesondere die 
Fähigkeiten und das Alter des Berechtigten, 
den erfolgreichen Abschluß der Ausbildung 
erwarten lassen, solange eine solche Ausbil- 
dung im allgemeinen bis zu ihrem Abschluß 
dauert; dabei sind ehebedingte Verzögerun- 
gen der Ausbildung zu berücksichtigen. Ent- 
sprechendes gilt, wenn der geschiedene Ehe- 
gatte eine vergleichbare Ausbildung auf- 
nimmt, sich fortbilden oder umschuien läßt, 
um Nachteile auszugleichen, die durch die Ehe 
eingetreten sind. 

§ 1572 

Auf Einkünfte aus einer nicht angemessenen 
Tätigkeit kann ein Ehegatte nicht verwiesen 
werden, wenn sich der Verpflichtete der Unter- 
haltspflicht entzieht. Das gleiche gilt, wenn der 
Berechtigte eine Erwerbstätigkeit ausübt, obwohl 
er auf sie nach § 1571 nicht verwiesen werden 
kann. 

§ 1573 

(1) Auf die Verwertung des Stammes seines 
Vermögens kann ein Ehegatte nicht verwiesen 
werden, soweit sie unwirtschaftlich oder unter 
Berücksichtigung der beiderseitigen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse unbillig wäre. 

(2) Fällt das Vermögen später aus Gründen 
weg, die der berechtigte Ehegatte zu vertreten 


hat, so entfällt der Unterhaltsanspruch, soweit 
der Berechtigte sich aus seinem Vermögen hätte 
unterhalten können. Dies gilt nicht, wenn im 
Zeitpunkt des Vermögenswegfalls von dem Ehe- 
gatten wegen der Pflege oder Erziehung eines 
gemeinschaftlichen Kindes eine Erwerbstätigkeit 
nicht erwartet werden kann. 

§ 1574 

(1) Das Maß des Unterhalts bestimmt sich nach 
den ehelichen Lebensverhältnissen. Der Unter- 
halt umfaßt den gesamten Lebensbedarf. 

(2) Zum Lebensbedarf gehören auch die Kosten 
einer angemessenen Versicherung für den Fall 
der Krankheit, die Kosten einer Schul- oder Be- 
rufsausbildung, einer Fortbildung oder Umschu- 
lung der in § 1571 Nr. 2 genannten Art sowie 
die Kosten einer angemessenen Versicherung für 
den Fall des Alters und der Berufs- und Erwerbs- 
unfähigkeit. 

§ 1575 

(1) Ein Unterhaltsanspruch besteht nicht, so- 
weit die Inanspruchnahme des Verpflichteten 
grob unbillig wäre. Dies gilt insbesondere, wenn 

1. die Ehe von kurzer Dauer war, 

2. der Berechtigte sich eines Verbrechens oder 
schv/eren vorsätzlichen Vergehens gegen den 
Verpflichteten oder einen nahen Angehöri- 
gen des Verpflichteten schuldig gemacht hat, 

3. der Berechtigte seine Bedürftigkeit mutwillig 
herbeigeführt hat oder 

4. der Berechtigte während der Ehe längere Zeit 
hindurch seine Pflicht, zum Familienunterhalt 
beizutragen, gröblich verletzt hat. 

Ein Unterhaltsanspruch besteht ferner nicht, so- 
weit der Berechtigte nach der Scheidung bei sei- 
nem Verhalten nicht auf die Vermögensinter- 
essen des Verpflichteten Rücksicht genommen 
hat. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, solange und soweit von 
dem Berechtigten wegen der Pflege oder Erzie- 
hung eines gemeinschaftlichen Kindes eine Er- 
werbstätigkeit nicht erwartet werden kann." 

c) In Artikel 1 Nr. 17 erhält die Überschrift vor 
§ 1581 BGB die Nummer 2. 

d) In Artikel 1 Nr. 17 ist § 1582 BGB wie folgt zu 
fassen: 

„§ 1582 

(1) Die Unterhaltspflicht gegenüber einem 
neuen Ehegatten ist nur zu berücksichtigen, wenn 
dieser bei entsprechender Anwendung der §§ 1569 
bis 1575 unterhaltsberechtigt wäre und die Lei- 
stung von Unterhalt zur Vermeidung unbilliger 
Härten erforderlich ist. 

(2) § 1609 bleibt im übrigen unberührt." 

e) In Artikel 1 Nr. 17 erhalten die Überschriften vor 
den §§ 1585 und 1586 BGB die Nummern 3 und 4. 
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f) In Artikel 1 Nr. 17 ist § 1586 a BGB wie folgt 
zu fassen: 

„§ 1586 a 

(1) Geht ein geschiedener Ehegatte eine neue 
Ehe ein und wird die Ehe wieder aufgelöst, so 
kann er von dem früheren Ehegatten entspre- 
chend den §§ 1569 bis 1574 Unterhalt verlangen, 
wenn er ein gemeinschaftliches Kind zu pflegen 
oder zu erziehen hat. 

(2) Der Ehegatte der später aufgelösten Ehe 
haftet vor dem Ehegatten der früher aufgelösten, 
Ehe." 

g) In Artikel 1 Nr. 17 sind in § 1587 h Nr. 1 BGB die 
Worte „§ 1577 Abs. 3" durch die Worte „§ 1573 
Abs. 1" zu ersetzen. 

h) In Artikel 1 Nr. 6 sind in § 1361 Abs. 3 BGB die 
Worte „§ 1579 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, Abs. 2" durch 
die Worte „§ 1575 Abs. 1 Satz 1, 2 Nr. 2 bis 4, 
Satz 3, Abs. 2" zu ersetzen. 

i) In Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe a sind die in dem 
in § 592 Abs. 1 RVO anzufügenden Satz die 
Worte „§§ 1572, 1573, 1575 oder 1576" durch die 
Worte „§§ 1569, 1571" zu ersetzen. 


Begründung 

Grundsatz 

Der Gesetzesbeschluß des Bundestages gewährt dem 
geschiedenen Ehegatten nur in bestimmten, abschlie- 
ßend aufgeführten Einzelfällen einen Unterhaltsan- 
spruch gegen den anderen Ehegatten. 

Eine Regelungslücke, die bei einer abschließenden 
Aufführung der berechtigenden Tatbestände trotz 
des Unterhaltsanspruches nach § 1576 des Gesetzes- 
beschlusses nicht ausgeschlossen werden kann, muß 
hiernach stets zum Nachteil des unterhaltsbedürfti- 
gen Ehegatten ausschlagen. 

Die hier vorgeschlagene Fassung gewährt daher im 
Gegensatz zu dem Beschluß des Bundestages 
dem unterhaltsbedürftigen Ehegatten grundsätzlich 
einen Unterhaltsanspruch gegen den anderen Ehe- 
gatten und schränkt diesen Anspruch nur insoweit 
ein, als eine Unterhaltsbedürftigkeit wegen eigenen 
Einkommens oder sonstiger Einkünfte nicht besteht 
oder die Unterhaltsgewährung trotz Bedürftigkeit 
grob unbillig wäre. Nur eine solche Regelung wird 
der über die Eheauflösung hinaus grundsätzlich fort- 
wirkenden Verantwortung der Ehegatten füreinan- 
der gerecht. Nur sie ermöglicht eine allen Umstän- 
den des Einzelfalles gerecht werdende Lösung. Ihr 
kommt im Rahmen der angestrebten Reform ent- 
scheidende Bedeutung zu. 

Systematik 

Nur die hier vorgeschlagene Regelung paßt sich auch 
systematisch richtig in das unterhaltsrechtliche Sy- 
stem des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein. Wie schon 
die §§ 1601 ff. zeigen, beruht das Unterhaltsrecht 


des BGB nicht auf einem kasuistischen System, son- 
dern auf Generalklauseln. Diesen rechtssystemati- 
schen Überlegungen hat auch die Bundesregierung 
in ihrer Gegenaußerung zur Steliungnahnie des Bun- 
desrates — BT-Drucksache 7/650 — grundsätzlich zu- 
gestimmt. Das kasuistische System des Gesetzesbe- 
schlusses des Bundestages ist darüber hinaus wegen 
der Vielzahl der Tatbestände unübersichtlich. 

Da in dem Gesetzesbeschluß des Bundestages vorge- 
schlagen wird, das Unterhaltsrecht der geschiedenen 
Ehegatten wieder in das BGB einzustellen, sollte 
dieses auch in die Systematik des BGB eingeordnet 
werden. Es wird daher in Anlehnung an die Formu- 
lierung des § 1601 BGB eine Generalklausel vorge- 
schlagen, die alle im Gesetzesbeschluß des Bundes- 
tages aufgeführten Einzelfälle erfaßt. 

Zu § 1570 

Die Definition der angemessenen Erwerbstätigkeit 
entspricht im wesentlichen der Regelung des § 1574 
Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses des Bundestages. 

Zu den §§ 1571 bis 1573 

Es erscheint weiterhin zur Vermeidung von Streit 
unter den geschiedenen Ehegatten geboten klarzu- 
stellen, in welchen Fällen ein Ehegatte nicht auf eine 
Erwerbstätigkeit (§ 1571), auf Einkünfte aus einer 
nicht angemessenen Tätigkeit (§ 1572) oder auf die 
Verwertung seines Vermögens (§ 1573) verwiesen 
werden kann. 

Die Regelung in § 1573 Abs. 1 entspricht im übrigen 
§ 1577 Abs. 3 und 4 des Gesetzesbeschlusses. § 1573 
Abs. 2 trägt dabei dem Ausgangspunkt der vorge- 
schlagenen Unterhaltsregelung Rechnung, daß die 
Ehegatten auch nach der Auflösung der Ehe grund- 
sätzlich füreinander Verantwortung tragen, und zwar 
nicht nur für ehebedingte, sondern auch für schick- 
salhafte Umstände mit der Maßgabe, daß im Fall des 
Vermögensverlustes der Unterhaltsanspruch nur ent- 
fallen soll, wenn das Vermögen des Berechtigten aus 
Gründen wegfällt, die er zu vertreten hat. 

Zu § 1574 

§ 1574 entspricht im wesentlichen dem § 1578 des 
Gesetzesbeschlusses des Bundestages unter Anpas- 
sung an die hier vorgeschlagene Unterhaltsregelung. 

Zu § 1575 

§ 1575 entspricht im wesentlichen dem § 1579 des 
Gesetzesbeschlusses, wählt jedoch einen systema- 
tisch besseren Aufbau, indem er die in § 1579 Abs. 1 
Nr. 4 des Gesetzesbeschlusses enthaltene General- 
klausel den einzeln aufgeführten Fällen voranstellt. 
Entsprechend der Grundkonzeption der vorgeschla- 
genen Unterhaltsregelung, daß die Ehegatten auch 
nach der Auflösung der Ehe grundsätzlich weiterhin 
füreinander Verantwortung tragen, bestimmt § 1575 
Abs. 1 Satz 3 eine auch die Ehe überdauernde Pflicht 
der Rücksichtnahme auf Vermögensinteressen des 
Unterhaltsverpflichteten. Der Absatz 2 entspricht 
dem § 1579 Abs. 2 des Gesetzesbeschlusses des Bun- 
destages. 
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Zu §1582 

Dem ersten Ehegatten sollte grundsätzlich der Vor- 
rang seines Unterhaltsanspruchs gegenüber dem des 
neuen Ehegatten eingeräumt werden, um die sich für 
ihn aus der neuen Eheschließung des Verpflichteten 
ohnehin ergebenden Unterhaltsnachteile möglichst 
einzuschränken. Demgegenüber ist es dem neuen 
Ehegatten zuzumuten, diese ihm vorgehende Unter- 
haltsverpflichtung in Kauf zu nehmen. Mit dem Be- 
stehen einer derartigen Verpflichtung muß er rech- 
nen, wenn er mit einem geschiedenen Ehegatten die 
Ehe schließt. Der Unterhaltsanspruch des neuen Ehe- 
gatten soll daher bei der Beurteilung der Leistungs- 
fähigkeit des Verpflichteten nach § 1581 nicht schon 
dann berücksichtigt werden, wenn er selbst bei ent- 
sprechender Anwendung der §§ 1569 bis 1575 unter- 
haltsberechtigt wäre, sondern es muß hinzukommen, 
daß dies zur Vermeidung unbilliger Härten erforder- 
lich ist. In diesem Fall muß der Vorrang des Unter- 
haltsanspruchs des ersten Ehegatten allerdings zu- 
rücktreten, da anderenfalls eine Gefährdung der 
neuen Ehe zu besorgen ist. 

Zu § 1586 a 

Für den Fall der Auflösung einer neuen Ehe des 
unterhaltsberechtigten Ehegatten ist — wie im Ge- 
setzesbeschluß — ■ ein Aufleben des Unterhaltsan- 
spruchs vorzusehen.- soweit der Unterhaltsberech- 
tigte Kinder aus der früheren Ehe zu pflegen oder zu 
erziehen hat. Wenn nach § 1586 a Abs. 1 ein Unter- 
haltsanspruch gegen einen früheren Ehegatten wie- 
derauflebt, so sollte der frühere Ehegatte nur subsi- 
diär nach einem späteren haften. 

Zu den Überschriften vor § 1569, vor § 1581 und vor 
den §§ 1585, 1586 

Die einzelnen Überschriften müssen dem Vorschlag 
redaktionell angepaßt werden. 

Folgeänderungen 

Die Verweisungen in den § 1361 Abs. 3, § 1587 h 
BGB sowie in § 592 Abs. 1 RVO müssen dem Vor- 
schlag angepaßt v/erden. 


VIII. Zu Artikel 1 Nr. 13 a — neu — und 17, Ar- 
tikel 6 Nr. 24, Artikel 7 Nr. 5 (§§ 1414, 1587, 
1587 b, 1587 f, 1587 o BGB, §§ 623, 630 ZPO, 
§§ 53 d, 53 e FGG) 

a) In Artikel 1 ist nach Nummer 13 folgende Num- 
mer 13 a einzufügen: 

,13 a. § 1414 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 
bis 4 ersetzt: 

„Das gleiche gilt, wenn der Ausgleich des 
Zugewinns oder der Versorgungsausgleich 
ausgeschlossen oder die Gütergemeinschaft 
aufgehoben wird. Der Versorgungsausgleich 
ist nur dann ausgeschlossen, wenn dies im 
Ehevertrag ausdrücklich vereinbart ist. Der 


Ausschluß des Versorgungsausgleichs in 
einem Ehevertrag ist unwirksam, wenn 
innerhalb eines Jahres nach Vertragsschluß 
ein Antrag auf Scheidung der Ehe gestellt 
wird." ' 

b) In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 1587 Abs. 1 BGB fol- 
gender Satz 3 anzufügen: 

„Ein Anwartschaftsrecht, das nach den Bestim- 
mungen über die Zugewinngemeinschaft mit 
seinem Wert Gegenstand der güterrechtlichen 
Auseinandersetzung der Ehegatten sein kann, 
bleibt ohne Rücksicht auf den Güterstand der 
Ehegatten außer Betracht." 

c) In Artikel 1 Nr. 17 ist § 1587 Abs. 3 zu streichen. 

d) In Artikel 1 Nr. 17 sind in § 1587 b Abs. 1 Satz 1 
die Worte „auf diesen" durch die Worte „diesem 
auf Antrag eines Ehegatten" zu ersetzen. 

e) In Artikel 1 Nr. 17 sind in § 1587 b Abs. 2 Satz 1 
nach den Worten „Familiengericht für diesen" 
die Worte „auf Antrag eines Ehegatten" einzu- 
fügen. 

f) In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 1587 b Abs. 3 Satz 1 
der erste Halbsatz wie folgt zu fassen: 

„Soweit ein Ausgleich nicht nach Absatz 1 oder 2 
vorzunehmen ist, kann der ausgleichsberechtigte 
Ehegatte verlangen, daß der ausgleichspflichtige 
Ehegatte für ihn als Beiträge zur Begründung 
von Anwartschaften auf eine bestimmte Rente 
in einer gesetzlichen Rentenversicherung den 
Betrag zahlt, der erforderlich ist, um den Wert- 
unterschied auszugleichen;". 

g) In Artikel 1 Nr. 17 ist in § 1587 f nach Nummer 4 
folgende Nummer 5 einzufügen: 

„5. die Ehegatten mit Genehmigung des Fami- 
lienrichters den schuldrechtlichen Versor- 
gungsausgleich vereinbart haben oder der 
Familienrichter eine Regelung in der Form 
des schuldrechtlichen Versorgungsausgleichs 
getroffen hat (§ 1587 b Abs. 4, § 1587 o 
Abs. 1, 3),". 

h) In Artikel 1 Nr. 17 sind in § 1587 o die Absätze 1 
bis 3 wie folgt zu fassen: 

„(1) Uber den Versorgungsausgleich können 
die Ehegatten im Zusammenhang mit der Schei- 
dung ihrer Ehe eine Vereinbarung schließen. 

(2) Eine Vereinbarung der Ehegatten, die auf 
die Übertragung oder Begründung von Renten- 
anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenver- 
sicherung (§ 1587 b Abs. 1, 2) gerichtet ist, muß 
zur Niederschrift des Familienrichters erklärt 
werden. Der Familienrichter soll sie seiner Ent- 
scheidung nur dann nicht zugrunde legen, wenn 
unter Einbeziehung der Unterhaltsregelung und 
der Vermögensauseinandersetzung offensichtlich 
die vereinbarte Leistung nicht zur Sicherung des 
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Berechtigten für den Fall der Erwerbsunfähigkeit 
und des Alters geeignet ist oder zu keinem nach 
Art und Höhe angemessenen Ausgleich unter 
den Ehegatten führt oder wenn zu besorgen ist, 
daß die beteiligten Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung oder der Versorgungslast höhere 
Leistungen als nach den Vorschriften der 
§§ 1587 a bis 1587 c zu erbringen haben. 

(3) In den übrigen Fällen muß die Verein- 
barung notariell beurkundet werden; § 127 a ist 
entsprechend anzuwenden. Die Vereinbarung 
bedarf der Genehmigung des Familienrich- 
ters. Die Genehmigung soll nur verweigert wer- 
den, wenn unter Einbeziehung der Unterhalts- 
regelung und der Vermögensauseinandersetzung 
offensichtlich die vereinbarte Leistung nicht zur 
Sicherung des Berechtigten für den Fall der Er- 
werbsunfähigkeit und des Alters geeignet ist 
oder zu keinem nach Art und Höhe angemesse- 
nen Ausgleich unter den Ehegatten führt." 

i) In Artikel 6 Nr. 24 sind in § 623 Abs. 3 die 
Worte „und für die Durchführung des Versor- 
gungsausgleichs in den Fällen des § 1587 b des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs" zu streichen. 

k) In Artikel 6 Nr. 24 sind in § 630 Abs. 1 Nr. 3 
nach den Worten „gesetzliche Unterhaltspflicht" 
die Worte „ , über den Versorgungsausgleich" 
einzufügen. 

l) In Artikel 7 Nr. 5 ist § 53 d FGG wie folgt zu 
fassen; 

.§ 53 d 

Die Verweigerung der Genehmigung einer 
Vereinbarung der Ehegatten über den Versor- 
gungsausgleich nach § 1587 o Abs. 1, 3 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs ist nicht selbständig an- 
fechtbar." 

m) In Artikel 7 Nr. 5 sind in § 53 e Abs. 2 Satz 1 
nach dem Klammerzusatz die Worte „auf An- 
trag" einzufügen. 


Begründung 

Die Ehegatten sollen in weiterem Umfang als nach 
dem Gesetzesbeschluß des Bundestages die Möglich- 
keit haben, über den ihnen nach dem Gesetz zu- 
stehenden Anspruch auf Versorgungsausgleich zu 
verfügen. Dies ist notwendig, um den Zusammen- 
hang mit der Vermögensauseinandersetzung der 
Ehegatten und auch mit der Unterhaltsregelung 
herstellen zu können. Dadurch sollen die Ehegatten 
den Versorgungsausgleich ganz oder teilweise durch 
eine Vereinbarung ersetzen können, die insgesamt 
gesehen dem Ausgleichsberechtigten wirtschaftlich 
in etwa gleichwertige Ansprüche in die Hand gibt, 
wobei die persönlichen Verhältnisse der Ehegatten 
und die im Einzclfall vorgesehene Unterhaltsrege- 
lung und Vermögensauseinandersetzung besser 
berücksichtigt werden können. 


Allerdings ist — soweit möglich — Vorsorge da- 
gegen zu treffen, daß die Ehegatten Manipulationen 
zu Lasten des Trägers der Rentenversicherung oder 
der Versorgungslast vornehmen. 

Zu den einzelnen Änderungsvorschlägen ist zu be- 
merken: 

Zu a) 

Die Ehegatten sollen schon bei Eingehung der Ehe 
oder in deren Verlauf die Möglichkeit haben, durch 
Abschluß eines Ehevertrags den Versorgungsaus- 
gleich auszuschließen. Daß damit eine Vereinbarung 
für den Fall der Scheidung getroffen wird, ist nicht 
ungewöhnlich, da auch sonst güterrechtliche Verein- 
barungen gerade im Hinblick auf diese Möglichkeit 
getroffen werden (vgl. etwa § 1363 Abs. 1, § 1414 
Satz 2 BGB, wo der Ausschluß des Ausgleichs des 
Zugewinns durch Ehevertrag zugelassen wird; vor 
allem dürfte von den Ehegatten dabei daran gedacht 
sein, den Zugewinnausgleich im Fall einer Schei- 
dung auszuschließen). 

Allerdings soll der Ausschluß des Versorgungsaus- 
gleichs nicht ohne weiteres in der Vereinbarung der 
Gütertrennung liegen, sondern besonderer Verein- 
barung bedürfen. Andererseits soll in den Fällen, in 
denen der Versorgungsausgleich ausgeschlossen 
wird, damit kraft Gesetzes immer auch Gütertren- 
nung eintreten. 

Um zu verhindern, daß die Möglichkeit, den Ver- 
sorgungsausgleich in einem Ehevertrag auszuschlie- 
ßen, mit Rücksicht auf eine bevorstehende Scheidung 
der Ehe mißbraucht wird, ist vorgesehen, daß der 
Ausschluß des Versorgungsausgleichs durch Ehever- 
trag unwirksam ist, wenn innerhalb eines Jahres 
nach Vertragsschluß ein Antrag auf Scheidung der 
Ehe gestellt wird. Darüber hinaus gelten ohne wei- 
teres die allgemeinen Regeln des BGB, die z. B. zur 
Nichtigkeit führen, wenn ein Vertragspartner sitten- 
widrig übervorteilt würde (§ 138 BGB). 

Zu h) und c) 

Wenn die Ehegatten über den Versorgungsausgleich 
grundsätzlich disponieren können, ist es nicht sinn- 
voll, Gegenstände der güterrechtlichen Auseinander- 
setzung aus der güterrechtlichen Abwicklung heraus- 
zunehmen und in den Versorgungsausgleich einzu- 
beziehen. 

Die vorgeschlagene Formulierung stellt klar, daß es 
nicht darauf ankommt, ob im Einzelfall hinsichtlich 
des betreffenden Gegenstands ein güterrechtlicher 
Ausgleich tatsächlich stattzufinden hat; es genügt, 
daß dieser Gegenstand nach den Regeln der Zuge- 
winngemeinschaft in die güterrechtliche Auseinan- 
dersetzung fällt. Er soll aus dem Versorgungsaus- 
gleich also auch dann ausgenommen bleiben, wenn 
im Einzelfall beispielsweise Gütertrennung verein- 
bart ist. Es wäre schwer verständlich, wenn die 
Folgen der Gütertrennung dadurch umgangen wer- 
den könnten, daß gewisse Vermögensgegenstände 
doch wieder über die Regeln des Versorgungsaus- 
gleichs unter den Ehegatten verteilt werden. 
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Zu d), e), f), i), }) und m) 

Wenn den Ehegatten die Möglichkeit Vorbehalten 
bleibt, über den Versorgungsausgleich zu verfügen, 
so sollte über ihn nicht von Amts wegen, sondern 
nur auf Antrag entschieden werden. Da hinsichtlich 
des Versorgungsausgleichs auch die Träger der 
Rentenversicherung und der Versorgungslast be- 
teiligt sind, muß klargestellt werden, daß den An- 
trag nur die Ehegatten stellen können. 

Zu g) 

Die Vereinbarung der Ehegatten kann sich auch 
darauf beziehen, daß der schuldrechtliche Versor- 
gungsausgleich Platz greift. Ebenso kann der Fami- 
lienrichter bei einer Regelung nach § 1587 b Abs. 4 
BGB den schuldrechtlichen Versorgungsausgleich 
anordnen. Diese Fälle müssen in der abschließenden 
Aufzählung des § 1587 f BGB erwähnt werden, weil 
andernfalls eine Vereinbarung oder eine nicht in 
dem abschließenden Katalog zugelassene Regelung 
durch den Familienrichter die Rechtsfolge des 
§ 1587 i Abs. 2 BGB nicht herbeiführen könnte, weil 
sie die Änderung öffentlich-rechtlicher Abtretungs- 
und Pfändungsverbote betreffen. 

Zu h) 

ln dem neuen § 1587 o Abs. 1 ist der allgemeine 
Grundsatz ausgesprochen, daß die Ehegatten eine 
Vereinbarung über den Versorgungsausgleich schlie- 
ßen können. 

Absatz 2 stellt klar, daß in den Fällen des § 1587 b 
Abs. 1 (Übertragung von Rentenanwartschaften) 
und Abs. 2 (Begründung von Rentenanwartschaften) 
die Vereinbarung keine Gestaltungswirkung hat, 
sondern eine gerichtliche Entscheidung nach sich 
ziehen muß. Damit das Gericht zuverlässige Kennt- 
nis von der Vereinbarung hat, muß sie zur Nieder- 
schrift des Familienrichters erklärt werden. Ähnlich 
wie in dem neuen § 93 a Abs. 1 Satz 3 ZPO (vgl. 
Artikel 6 Nr. 10 des Gesetzes) wird vorgeschlagen, 
daß das Gericht in diesen Fällen den Inhalt der Ver- 
einbarung der Ehegatten seiner Entscheidung zu- 
grunde legt. Ähnlich wie nach § 1587 o Abs. 3 in 
der vom Bundestag beschlossenen Fassung sind 
Sicherungen vorgesehen, daß die vereinbarte Lei- 
stung zur Alterssicherung des Berechtigten verwen- 
det wird und daß insgesamt die dem Berechtigten 
zugestandene Leistung unter Einbeziehung der Un- 
terhaltsregelung und der Vermögensaiiseinander- 
setzung einen angemessenen Ausgleich unter den 
Ehegatten herbeiführt. Zusätzlich ist dafür Sorge zu 
tragen, daß die Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung oder der Versorgungslast nicht benach- 
teiligt werden. 

Der neue Absatz 3 betrifft alle Fälle, die in Absatz 2 
nicht genannt sind, insbesondere also auch die Fälle, 
in denen auf die Übertragung oder Begründung von 
Rentenanwartschaften nach § 1587 b Abs. 1 und 2 
zugunsten eines anderen Ausgleichs verzichtet wird. 
In diesen Fällen ist eine Entscheidung des Familien- 
richters nicht erforderlich, um die erforderliche 
Rechtsgestaltung zu erzielen. Um unbillige Ergeb- 
nisse zu vermeiden, ist für diese Fälle jedoch vor- 


gesehen, daß die Vereinbarung vom Familienrich- 
ter genehmigt werden muß. Die Versagung der 
Genehmigung steht unter denselben Kriterien wie 
in Absatz 2 die Ablehnung einer der Vereinbarung 
der Parteien entsprechenden Entscheidung des Fa- 
milienrichters; lediglich die Benachteiligung der 
Träger der Rentenversicherung oder der Versor- 
gungslast braucht hier nicht erwähnt zu werden, da 
sie in diesem Fall nicht zu befürchten ist. 

Unter die Genehmigungspflicht nach Absatz 3 brau- 
chen nicht auch solche Vereinbarungen gestellt zu 
werden, die schon nach Absatz 2 ganz oder teilweise 
zu einer Entscheidung des Familienrichters führen 
müssen. Wenn der Familienrichter die Verein- 
barung in dem Teil, der auf Übertragung oder Be- 
gründung von Rentenanwartschaften gerichtet ist, 
nicht seiner Entscheidung zugrunde legen kann, 
steht damit bereits fest, daß auch der übrige Teil der 
Vereinbarung nicht wirksam werden kann. 

Im übrigen genügt es für den Bereich des Absat- 
zes 3, für die Vereinbarung die notarielle Beurkun- 
dung vorzuschreiben und die entsprechende Anwen- 
dung des § 127 a BGB vorzusehen. 

Der Absatz 4 des § 1587 o kann unverändert bleiben. 
Zu k) 

Bei der einverständlichen Scheidung sollen die Ehe- 
gatten gehalten sein, auch über den Versorgungs- 
ausgleich eine Vereinbarung zu treffen. Da die 
Ehegatten nur schwer die Möglichkeit haben, den 
Versorgungsausgleich selbst zu berechnen, kann 
sich die Vereinbarung auch darauf beschränken, daß 
der Versorgungsausgleich entsprechend den gesetz- 
lichen Vorschriften durchgeführt wird. 


IX. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§§ 1587 a, 1587 f BGB) 

1. In § 1587 a Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 ist der Punkt 
durch ein Semikolon zu ersetzen und folgender 
Halbsatz anzufügen: 

„das gleiche gilt für Anwartschaften oder Aus- 
sichten auf Leistungen der betrieblichen Alters- 
versorgung auf Grund von Direktversicherungen 
oder aus Pensionskassen, es sei denn, daß der 
Arbeitgeber sein Verlangen gemäß § 2 Abs. 2 
Satz 2 und 3 oder Abs. 3 Satz 2 und 3 des Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Alters- 
versorgung vom 19. Dezember 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 3610) nicht mehr mitteilen kann." 

2. § 1587 f Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. in den Ausgleich Leistungen der betrieb- 
lichen Altersversorgung auf Grund solcher 
Antwartschaften oder Aussichten einzubezie- 
hen sind, die die Voraussetzungen des 
§ 1587 a Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 erfüllen,". 

Begründung 

Verfallbare Anwartschaften und Aussichten auf Lei- 
stungen der betrieblichen Altersversorgung sind 
wegen der Ungewißheit über ihren Fortbestand vom 
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Öffentlich-rechtlichen Versorgungsausgleich ausge- 
nommen und in den schuldrcchtlichen Versorgungs- 
ausgleich einbezogen, um unbillige Ergebnisse zu 
vermeiden. Bei unverfallbaren Anwartschaften auf 
Leistungen in Form der Direktversicherung und der 
Versicherung bei einer Pensionskasse ist zwar nicht 
die Entstehung, wohl aber die Höhe der späteren 
Leistung ungewiß, wenn der Arbeitgeber von der 
ihm eingeräumten Wahlmöglichkeit noch Gebrauch 
machen kann. Je nachdem, ob der Arbeitgeber später 
bei vorzeitiger Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
die aufgrund des Versicherungsvertrages bzw. von 
der Pensionskasse aufgrund des Geschäftsplans zu 
erbringende Leistung wählt oder ob — wenn der 
Arbeitgeber von dieser Wahlmöglichkeit keinen Ge- 
brauch macht — die Leistung zeitanteilig zu berech- 
nen ist, kann es zu sehr unterschiedlichen Werten 
kommen. Wegen dieser Ungewißheit kann sowohl 
der ausgleichspflichtige als auch der ausgleichsbe- 
rechtigte Ehegatte benachteiligt werden, wenn diese 
Anwartschaften in den öffentlich-rechtlichen Versor- 
gungsausgleich einbezogen bleiben. Sie sollen da- 
her, um unbillige Ergebnisse zu vermeiden, den 
Regeln über den schuldrechtlichen Versorgungsaus- 
gleich unterstellt werden. Damit wird auch ausge- 
schlossen, daß das Ziel der Regelung über die Wahl- 
möglichkeit im Gesetz zur Verbesserung der be- 
trieblichen Altersversorgung beeinträchtigt wird. 
Diese soll Klein- und Mittelbetrieben die Gewäh- 
rung von Leistungen der betrieblichen Altersversor- 
gung erleichtern. 


X. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1587 a BGB) 

In § 1587 a Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 sind am Ende die 
Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" anzu- 
fügen. 

Begründung 

Die in § 1587 a Abs. 3 Nr. 2 vorgesehene Rechts- 
verordnung, mit der die Bundesregierung das Nä- 
here über die Ermittlung des Barwertes bestimmt, 
bedarf gemäß Artikel 80 Abs. 2 GG der Zustimmung 
des Bundesrates, da sie auf einem Bundesgesetz 
beruht, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

1. Das Gesetz überträgt die Durchführung des Ver- 
sorgungsausgleichs und damit den Vollzug eines 
Bundesgesetzes den Trägern der gesetzlichen 
Rentenversicherung, denen neue Aufgaben zu- 
gewiesen und Zuständigkeiten übertragen wer- 
den. Das 1. EheRG geht mit der Regelung des 
Versorgungsausgleichs weit über den bisherigen 
Regelungsbereich des Rentenversicherungsrechts 
hinaus. Im Rahmen des Versorgungsausgleichs 
werden etwa Rentenanwartschaften gegenüber 
den Trägern der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung für die geschiedenen Ehegatten von Be- 
amten begründet, obwohl keiner der Beteiligten 
der jeweiligen Versichertengemeinschaft ange- 
hört. Eine ausdrückliche Zuständigkeitsregelung 
enthalten insofern § 1304 c RVO und § 83 c 
AVG; danach gilt der Berechtigte, der keine 


Beiträge zu einer gesetzlichen Rentenversiche- 
rung entrichtet hat, in den Fällen des § 1587 b 
Abs. 1 oder 2 BGB gemäß § 1304 c RVO (Arti- 
kel 4 Nr. 1 Buchstabe e), § 83 c AVG (Artikel 4 
Nr. 2 Buchstabe d) in dem Zweig der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, in dem das Konto 
des Verpflichteten geführt wird. Soweit durch 
§ 1304 c RVO Landesbehörden als Versiche- 
rungsträger betroffen werden, regelt das Gesetz 
damit die Einrichtung der Behörden im Sinne 
des Artikels 84 Abs. 1 GG und bedarf daher 
der Zustimmung des Bundesrates. 

2. Im übrigen ergibt sich die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG auch aus 
dem Gesichtspunkt, daß das 1. EheRG sich zwar 
äußerlich auf die Regelungen materiell-recht- 
licher Fragen, insbesondere im Zusammenhang 
mit der den Versicherungsträgern übertragenen 
Berechnung der Renten und Anwartschaften (vgl. 
BVerfGE 37, 363/395), beschränkt und ausdrück- 
liche Regelungen des Verwaltungsverfahrens im 
Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG und seiner Aus- 
legung durch die Rechtsprechung des Bundesver- 
fassungsgerichts zu vermeiden versucht. Die 
materiell-rechtliche Regelung des Versorgungs- 
ausgleichs setzt für die Versicherungsträger in 
diesem Bereich jedoch Neuerungen in Kraft, die 
auch den nicht ausdrücklich geänderten Vor- 
schriften über das Verwaltungsverfahren eine 
wesentlich andere Bedeutung und Tragweite 
verleihen (BVerfGE 37, 363/383). Die Durchfüh- 
rung des Versorgungsausgleichs für die Ver- 
sicherungsträger bringt nicht nur einen mengen- 
mäßigen Verwaltungsmehraufwand und erhöh- 
ten Geschäftsanfall (vgl. BVerfGE 37, 363/389) 
mit sich, sondern konfrontiert die Versicherungs- 
träger mit völlig neuen Aufgaben, wie etwa der 
Berechnung fiktiver Renten und der Auskunfts- 
erteilung über die in der Ehe erworbenen Ren- 
tenanwartschaften sowie der Einbeziehung bisher 
nicht versicherter Personen in den Zuständig- 
keitsbereich der jeweiligen Versicherungsträger. 
Diese Neuerungen geben den Verfahrensvor- 
schriften einen neuen Inhalt und regeln damit, 
soweit Landesbehörden als Versicherungsträger 
angesprochen sind, auch das Verwaltungsver- 
fahren von Landesbehörden i. S. von Artikel 84 
Abs. 1 GG. 

3. Mit der Regelung des § 1587 b Abs. 2 BGB (Arti- 
kel 1 Nr. 17) ist nicht die konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes aus Artikel 74 
Nr. 12 GG (Sozialversicherung) in Anspruch ge- 
nommen, sondern ein Teilbereich der Besoldung 
und Versorgung im öffentlichen Dienst durch 
Bundesgesetz geregelt, für das gemäß Artikel 74 a 
Abs, 2 i. V. m. Abs. 1 GG die Zustimmung des 
Bundesrates erforderlich ist. Aufbau und Bemes- 
sung der Besoldung und Versorgung sind zwar 
der wesentliche, aber nicht der einzige Inhalt der 
Bundeszuständigkeit nach Artikel 74 a Abs. 1 GG. 
Nach der vorgesehenen Regelung begründet das 
Familiengericht für den Ehegatten Rentenanwart- 
schaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung 
in Höhe der Hälfte des Wertunterschiedes der 
Versorgung oder Versorgungsanwartschaft aus 
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einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis. 
Diese Anwartschaften beruhen nicht auf sozial- 
versicherungsrechtlicher Grundlage, sondern stel- 
len einen Teil der versorgungsrechtlichen Ali- 
mentation dar, der lediglich zur technischen 
Durchführung der Sicherung und Versorgung der 
ausgleichsberechtigten Ehegatten in Rentenan- 
wartschaften in einer gesetzlichen Rentenver- 
sicherung übertragen wird. Soweit der Versor- 
gungsausgleich die landesbeamtenrechtliche Ver- 
sorgung betrifft, handelt es sich somit um Rege- 
lungen, die die Zustimmungsbedürftigkeit gemäß 
Artikel 74 a Abs. 2 GG begründen. Denn Zweck 
der beamtenrechtlichen Versorgung ist die Sicher- 
stellung des angemessenen Unterhalts des Beam- 
ten und seiner Familie; sie bezieht die Unter- 
haltsberechtigten des Beamten ausdrücklich mit 
ein (BVerfGE 21, 329/344 f.). Daß die vorgesehene 
Regelung ihre Grundlage im Alimentationsan- 
spruch des Beamten findet und daher auf Arti- 
kel 74 a Abs. 1 GG beruht, ergibt sich schließlich 
auch daraus, daß gemäß § 1304 b Abs. 2 Satz 2 
RVO (Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe e), § 83b Abs. 2 
Satz 2 AVG (Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d) der 
zuständige Träger der Versorgungslast bereits 
die auf Grund der nach § 1587 b Abs. 2 BGB be- 
gründeten Rentenanwartsichailten entstehenden 
Aufwendungen dem Versicherungsträger zu er- 
statten hat. Darüber hinaus gehört die Regelung 
der Versorgung des geschiedenen Beamten-Ehe- 
gatten herkömmlicherweise in den Bereich der 
Beamtenversorgung und fand ausschließlich dort 
auch bisher ihre Regelung (vgl. §§ 125, 132 BBG). 

4. Das Zustimmungserfordernis des Bundesrates für 
das 1. EheRG ergibt sich im übrigen auch aus 
dem engen Zusammenhang mit dem Gesetz zur 
Änderung beamtenversorgungsrechtlicher Vor- 
schriften (BR-D ruck Sache 2/76). Diese Gesetze 
sind rechtlich als eine Einheit anzusehen; sie er- 
fordern eine einheitliche gesetzespolitische Ent- 
scheidung. Das Gesetz zur Änderung beamten- 
versorgungsrechtlicher Vorschriften, das unstrei- 
tig der Zustimmung des Bundesrates bedarf, baut 
auf den entsprechenden Regelungen des 1. EheRG 
auf (vgl. § 161 BBG — Artikel 1 Nr. 10). Die dort 
vorgesehene entsprechende Kürzung des Ruhe- 
gehalts ist ein Teil der Regelung des Versor- 
gungsausgleichs, soweit er die beamtenrechtliche 
Versorgung betrifft. Diese Regelung ist nicht nur 
auf das 1. EheRG abgestimmt, sondern auch nur 
für die Ausgestaltung des Versorgungsausgleichs 
anwendbar, die das 1. EheRG im beamtenrecht- 
lichen Bereich gewählt hat. Umgekehrt ist sie das 
notwendige Korrelat, mit dem die durch das 
1, EheRG vorgesehenen Belastungen der Versor- 
gungsträger (vgl. § 1304 b Abs. 2 Satz 2 RVO — 
Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe e — , § 83 b Abs. 2 
Satz 2 AVG — Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe d des 
1. EheRG — ) ausgeglichen werden. Diese Rege- 
lung ist eine — wie auch der Vertreter der 
Bundesregierung im Rechtsausschuß des Bundes- 
tages dargelegt hat — zwingende, auch verfas- 
sungsrechtlich gebotene (Artikel 3 Abs. 1 GG) 
Ergänzung des Versorgungsausgleichs, da ohne 
sie die Gruppe der Beamten als einzige Perso- 


nengruppe von den unmittelbaren finanziellen 
Auswirkungen des Versorgungsausgleichs befreit 
wäre, ohne daß für diese Differenzierung ein 
sachlicher Grund ersichtlich ist. Eine eigenstän- 
dige politische Entscheidung zu diesem Gesetz ist 
daher nicht möglich, da die Vorentscheidung zu 
diesem Regelungsbereich bereits durch die ent- 
sprechenden Bestimmungen des 1. EheRG getrof- 
fen wird. Zwar ist der Gesetzgeber in Ausübung 
seiner gesetzgeberischen Freiheit grundsätzlich 
nicht gehindert, ein Gesetzesvorhaben in meh- 
rere Einzelgesetze aufzuteilen. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat jedoch anerkannt, daß dieser 
Aufspaltungsbefugnis Grenzen gesetzt sind (vgl. 
BVerfGE 39, 1/35), wenn auch weitgehend offen- 
gelassen wurde, wo diese Grenzen verlaufen. Sie 
sind jedenfalls dann überschritten, wenn die Ge- 
setze auf Grund ihres Regelungsinhalts notwen- 
dig auch zu einer gesetzgebungstechnischen Ein- 
heit miteinander verbunden werden müssen (vgl. 
BVerfG a. a. O.). Dies ist hier der Fall. Es ist da- 
her eine Überschreitung des dem Gesetzgeber 
zustehenden Ermessens, den zu regelnden ein- 
heitlichen Rechtsstoff wie hier auf mehrere Ge- 
setze zu verteilen, um die Zustimmung des Bun- 
desrates zu umgehen. 


XL Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1587 b BGB) 

In § 1587 b Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen: 

„Das Familiengericht soll den Ausgleich auf Antrag 
einer Partei auch dann in anderer Weise regeln, 
wenn für den ausgleichsberechtigten Ehegatten eine 
Versorgung von der Art der Versorgung des aus- 
gleichspflichtigen Ehegatten begründet werden 
kann." 

Begründung 

Soweit im Einzelfall möglich, soll der Ausgleich in- 
nerhalb desselben Versorgungszweigs durchgeführt 
werden. Dies hängt allerdings vielfach von der Mit- 
wirkung eines Dritten, nämlich des jeweiligen Ver- 
sorgungsträgers, ab. Ist die Zustimmung zu erlan- 
gen, so soll der Familienrichter verpflichtet sein, den 
Ausgleich innerhalb desselben Versorgungszweigs 
zu regeln. Dies setzt allerdings im Einzelfall eine 
Prüfung voraus, ob z. B. eine private Versicherung 
bereit ist, zugunsten des berechtigten Ehegatten 
einen Vertrag zu schließen, da ein Abschlußzwang 
nicht vorgesehen werden sollte. Nur wenn sich im 
Einzelfall ergibt, daß die Zustimmung nicht zu er- 
langen und damit die „Realteilung" nicht möglich ist, 
ist es sachgerecht, auf die gesetzliche Rentenver- 
sicherung auszuweichen, wie es das Gesetz allge- 
mein vorsieht. 


XII. Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1587 c BGB) 

§ 1587 c Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten 
unter Berücksichtigung der beiderseitigen per- 
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sönlichen Verhältnisse, insbesondere des bei- 
derseitigen Vermögenserwerbs während der 
Ehe oder im Zusammenhang mit der Scheidung, 
grob und unbillig wäre;". 

Begründung 

Auch andere als wirtschaftliche Umstände können 
dazu führen, daß die Gewährung des Versorgungs- 
ausgleichs grob unbillig ist. Beispielsweise könnte 
es nicht verstanden werden, wenn ein mittelloser 
Student, der sich von seiner berufstätigen Ehefrau 
das Studium finanzieren ließ, bei einer Scheidung 
nach Abschluß des Studiums von seiner Ehefrau auch 
noch den Versorgungsausgleich verlangen könnte. 


XIIL Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 1587 e BGB) 

In § 1587 e Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen: 

„§ 1587 d ist mit der Maßgabe entsprechend anzu- 
wenden, daß bei der Prüfung der Billigkeit auch die 
Verhältnisse des Berechtigten zu berücksichtigen 
sind." 

Begründung 

Auch wenn der Ausgleichsanspruch gegen die Erben 
des verpflichteten Ehegatten geltend gemacht wird, 
kann es zu unbilligen Belastungen kommen, bei- 
spielsweise wenn der einzige Nachlaßgegenstand 
das Einfamilienhaus ist, das der verpflichtete Ehe- 
gatte zusammen mit einem gemeinschaftlichen Kind 
bewohnt hat. Auch zugunsten der Erben des ver- 
pflichteten Ehegatten sollte deshalb die Möglichkeit 
vorgesehen werden, daß die Ausgleichsverpflich- 
tung ruht oder in Raten abgetragen werden kann. 
Bei der Prüfung der Billigkeit ist dann allerdings 
auch zu berücksichtigen, ob dem Berechtigten die 
Beschränkung seines Ausgleichsanspruchs zugemu- 
tet werden kann. 


XIV. Zu Artikel 1 Nr. 15 und 34 (§§ 1509, 2335 BGB) 

a) Artikel 1 Nr. 15 ist wie folgt zu fassen: 

,15. In § 1509 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Das gleiche gilt, wenn der Ehegatte auf Auf- 
hebung der Ehe zu klagen berechtigt ist und 
die Klage erhoben hat."' 

b) Artikel 1 Nr. 34 ist wie folgt zu fassen: 

,34. § 2335 erhält folgende Fassung: 

„§ 2335 

(1) Der Erblasser kann dem Ehegatten 
den Pflichtteil entziehen, wenn die Voraus- 
setzungen für die Scheidung der Ehe auf An- 
trag des Erblassers gegeben sind. Eine Ver- 
fügung, durch die der Erblasser die Entzie- 
hung angeordnet hat, wird durch die Wieder- 


herstellung der Lebensgemeinschaft der Ehe- 
gatten unwirksam. 

(2) Stirbt der Erblasser nach Entziehung 
des Pflichtteils, so ist der andere Ehegatte 
nach Maßgabe der §§ 1569 bis 1586 b unter- 
haltsberechtigt."' 

Begründung 

Durch die in dem Gesetz vorgesehene ersatzlose 
Streichung des § 2335 BGB wird auf den Erblasser 
ein Zwang ausgeübt, die Scheidung der Ehe zu be- 
antragen, wenn er verhindern will, daß der andere 
Ehegatte trotz schwerster Verfehlungen gegen ihn 
einen Pflichtteilsanspruch hat. Ein — auch nur un- 
mittelbarer — Zwang zur Scheidung durch eine ge- 
setzliche Regelung kann aber nicht hingenommen 
werden. 

Die Bedenken, der andere Ehegatte könnte im Fall 
der Pflichtteilsentziehung schlechter stehen als nach 
der Scheidung, weil er weder den Pflichtteilsan- 
spruch noch einen Unterhaltsanspruch habe, werden 
durch § 2335 Abs. 2 des Vorschlags ausgeräumt. 

Für den Fall der Wiederherstellung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft muß eine dem § 2337 BGB ent- 
sprechende Bestimmung vorgesehen werden. 

Die im Gesetz vorgesehene Änderung des § 1509 
BGB kann entfallen, soweit sie nur durch die ge- 
plante Aufhebung des § 2335 BGB veranlaßt ist. 


XV. Zu Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe e, Nr. 2 Buch- 
stabe d, Nr. 3 Buchstabe d (§§ 1304, 1304 b 
RVO, §§ 83, 83 b AVG, § 96 RKG) 

a) In § 1304 RVO, § 83 AVG und § 96 RKG ist je- 
weils folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Der Versicherungsträger hat dem Rechts- 
anwalt eines Versicherten auf Anfrage die Werte 
mitzuteilen, die sich ergeben, wenn als Ende der 
Ehezeit die Zeit der Auskunftserteilung ange- 
nommen wird." 

b) In § 1304 b Abs. 1 RVO und § 83 b Abs. 1 AVG 

aa) ist jeweils nach Satz 2 folgender Satz einzu- 
fügen: 

„Der Versicherungsträger hat den Beteilig- 
ten auf Anfrage die ermittelten Werteinhei- 
ten und die hierfür zu entrichtenden Beiträge 
mitzuteilen.", 

bb) sind im letzten Satz jeweils nach dem Wort 
„unverzüglich" die Worte „nach der Mittei- 
lung" einzufügen. 

Begründung 
Zu a) 

Nach der vom Gesetz vorgesehenen Regelung kön- 
nen die Ehegatten nähere Auskünfte über die Höhe 
des Versorgungsausgleichs erst erlangen, wenn ein 
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Scheidungsprozeß bereits anhängig ist und die Ver- 
sicherungsträger dem Gericht die entsprechenden 
Auskünfte erteilt haben. Diese Regelung verkennt 
das berechtigte Interesse eines Ehegatten, der vor 
der Entscheidung steht, ob er die Scheidung seiner 
Ehe beantragen soll, in diese Prüfung auch die Folgen 
des Versorgungsausgleichs einbeziehen zu können. 
Die sich aus einem solchen Auskunftsrecht mög- 
licherweise bei den Versicherungsträgern ergeben- 
den Erschwerungen müssen in Kauf genommen wer- 
den. Um Mißbräuchliche Auskunftsersuchen auszu- 
schließen, soll ein solches Auskunftsverlangen nur 
durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt gestellt 
werden können. 

Zu b) 

Die Beteiligten können die Beiträge nur dann ent- 
richten oder sich zur Zahlung der Beiträge bereit er- 
klären, wenn sie genau wissen, in welcher Höhe sie 
zur Zahlung verpflichtet sind. Es kann von ihnen 
nicht verlangt werden, die Höhe ihrer Verpflichtung 
anhand der nach § 1304 c Abs. 3 RVO, § 83 c Abs. 3 
AVG zu erlassenden Bekanntmachung selbst zu be- 
rechnen, zumal Irrtümer bei dieser Berechnung zu 
ihren Lasten gingen. 

Eine Sicherung gegen mißbräuchliche Auskunftsbe- 
gehren ist in diesem Fall nicht erforderlich, weil 
bereits eine rechtskräftige Entscheidung des Fami- 
liengerichts oder eine von diesem genehmigte Par- 
teivereinbarung vorliegt. 


XVL Zu Artikel 5 Nr. 2 (§ 23 c GVG) 

In § 23 c GVG ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Der Familienrichter soll nach Möglichkeit 
auch Vormundschaftsrichter sein.“ 

Begründung 

Das Gesetz überträgt dem Familienrichter einen 
Großteil der Aufgaben, die bisher der Vormund- 
schaftsrichter wahrzunehmen hatte. Die dem Richter 
verbleibenden vormundschaftsgerichtlichen Aufga- 
ben sind — vom Arbeitsanfall her gesehen — ge- 
ring, so daß zu befürchten ist, daß der Vormund- 
schaftsrichter auf diesem Gebiet nicht mehr hinrei- 
chende Erfahrungen sammeln kann, um seiner Auf- 
gabe gerecht zu werden. Zudem liegt es nahe, daß 
der Vormundschaftsrichter bei der Entscheidung 
über Maßnahmen nach § 1666 BGB über Sachver- 
halte zu entscheiden hat, mit denen auch der Fami- 
lienrichter befaßt war. 

Ähnliche Überlegungen waren schon dafür maß- 
gebend, in § 23 c GVG eine Konzentrationsermäch- 
tigung auch hinsichtlich der Vormundschaftssachen 
vorzusehen, um nach Möglichkeit zu vermeiden, daß 
Vormundschaftsgericht und Familiengericht getrennt 
werden müssen, wenn eine Konzentration der Fami- 
liensachen für erforderlich gehalten wird. Die vor- 
geschlagene Ergänzung soll sicherstellen, daß dieses 
vom Gesetz verfolgte Anliegen auch von den Prä- 
sidien der Amtsgerichte beachtet wird. 


Um organisatorische Schwierigkeiten zu vermeiden, 
wurde die Fassung dem § 34 Abs. 2 Satz 1 JGG an- 
gepaßt. Diese Bestimmung hindert — jedenfalls nach 
vorstehendem Vorschlag — nicht etwa die Vereini- 
gung der vormundschaftsrichterlichen und familien- 
richterlichen Aufgaben in einer Hand; um dies zu er- 
möglichen, muß sie nach den Erfordernissen des 
Einzelfalls vielmehr auch unanwendbar bleiben kön- 
nen. Ebenso kann es im Einzelfall geboten sein, die 
hier vorgeschlagene Regelung des § 23 c Abs. 2 GVG 
hinter der des § 34 Abs. 2 Satz 1 JGG zurücktreten 
zu lassen. 


XVIL Zu Artikel 6 Nr. 24 (§ 625 ZPO) 

In § 625 Abs. 1 Satz 1 ist nach den Worten „des 
Scheidungsantrags" das Wort „und" durch ein Kom- 
ma zu ersetzen und sind nach den Worten „über ein 
gemeinschaftliches Kind" die Worte „und des Ver- 
sorgungsausgleichs" einzufügen. 

Begründung 

Ordnet das Prozeßgericht dem Antragsgegner von 
Amts wegen einen Rechtsanwalt zur Wahrnehmung 
seiner Rechte im ersten Rechtszug bei, so sollte 
diese Beiordnung sich auch auf den Versorgungs- 
ausgleich erstrecken. Die Bedeutung des Versor- 
gungsausgleichs für die Parteien und die Schwie- 
rigkeit der Materie lassen die Ausdehnung der Bei- 
ordnung auf den Versorgungsausgleich geboten er- 
scheinen. 


XVIII. Zu Artikel 6 Nr. 24 (§ 628 ZPO) 

In § 628 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ZPO sind nach dem Wort 
„Scheidungsausspruch" die Worte „aus Gründen, die 
von dem Antragsteller nicht zu vertreten sind," ein- 
zufügen. 

Begründung 

Dem § 628 liegt der Gedanke zugrunde, daß eine 
Auflösung des Verbunds nach Möglichkeit vermie- 
den werden sollte. Um diesen Gedanken in der 
Praxis besser zur Geltung zu bringen, sollte es aus- 
geschlossen sein, aus den Gründen des § 628 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 ZPO den Verbund aufzulösen, wenn die 
Verzögerung vom Antragsteller zu vertreten ist. 
Dies entspricht auch dem allgemeinen Rechtssatz, 
daß sich auf Unzumutbarkeit nicht berufen kann, wer 
selbst für die Umstände verantwortlich zu machen 
ist, die die Unzumutbarkeit begründen sollen. 


XIX. Zu Artikel 7 Nr. 5 (§ 53 b EGG) 

In § 53 b Abs. 2 EGG sind folgende Sätze 2 und 3 
anzufügen: 

„Im Verfahren über den Versorgungsausgleich kann 
das Gericht über Grund und Höhe der Versorgungs- 
anwartschaften bei den hierfür zuständigen Behör 
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den, Rentenversicherungsträgern, Arbeitgebern, 
Versicherungsgesellschaften und sonstigen Stellen 
Auskünfte einholen. Die in Satz 2 bezeichneten Stel- 
len sind verpflichtet, den gerichtlichen Ersuchen 
Folge zu leisten." 

Begründung 

Es ist eine Vorschrift notwendig, die dem Gericht 
eine Handhabe gibt, von allen Stellen, bei denen 
eine Versorgungsanwartschaft besteht oder von 
denen eine Versorgung gewährt wird, die erforder- 
lichen Auskünfte zu erhalten. Die allgemeine Pflicht 
zur Amtshilfe reicht hierzu nicht aus. Sie besteht 
ohnehin nicht, soweit es sich um Arbeitgeber oder 
private Versicherungsgesellschaften handelt; auch 
bei öffentlichen Dienststellen ist die Pflicht zur Amts- 
hilfe durch Verschwiegenheitspflichten einge- 
schränkt; beispielsweise dürfen Beamte über die 
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekanntge- 
wordenen Angelegenheiten nur mit Genehmigung 
des Dienstvorgesetzten aussagen (§ 61 Abs. 1,2BBG, 
§ 39 Abs. 1 bis 3 BRRG). Privaten Versicherungsge- 
sellschaften stünde außerdem das Zeugnisverweige- 
rungsrecht nach § 15 EGG i. V. m. § 383 Abs. 1 
Nr. 5 ZPO zu. Diese Beschränkungen werden durch 
die oben vorgeschlagenen Vorschriften ausgeräumt. 


XX. Zu Artikel 9 Nr. 1 Buchstabe k (Kostenver- 
zeichnis zum GKG) 

In Buchstabe k, bb sind im Kostenverzeichnis zu 
streichen: 

a) die Nummer 1 105 mit sämtlichen Angaben, 

b) in der Nummer 1110 die Worte soweit kein 
Mahnverfahren vorausgegangen ist". 

Begründung 

Es wird äußerst selten Vorkommen, daß bei einem 
Familienrechtsverfahren ein Mahnverfahren vor- 
ausgeht. Die Aufnahme eines besonderen Kosten- 
tatbestands für diese Fälle liefe dem Bestreben 
zuwider, die Zahl der Kostentatbestände möglichst 
gering zu halten. Darüber hinaus besteht auch 
kein Bedürfnis zur Anrechnung der im Mahnverfah- 
ren anfallenden Gebühr, da bei der Einbeziehung 
der Familiensachen in den Verbund bereits eine Ge- 
bühr weniger als im normalen Prozeßverfahren ent- 
steht und zudem die Höhe der Gebühr sich bei der 
Zusammenrechnung der Werte im Verbund infolge 
der Degression ermäßigt. 


XXL Zu Artikel 9 Nr. 2 Buchstabe e (§ 124 Abs. 1 
KostO) 

Artikel 9 Nr. 2 Buchstabe e ist wie folgt zu fassen: 

,e) In § 124 Abs. 1 wird nach der Verweisung „260," 
eingefügt: „1361 Abs. 4 Satz 4, § 1580 Satz 2, 
§ 1587 e Abs. 1, § 1587 k Abs. 1, § 1605 Abs. 1 
Satz 3, §§".' 


Begründung 

Erforderliche Erfassung auch des Tatbestandes des 
§ 1361 Abs. 4 Satz 4 BGB. 


XXII. Zu Artikel 10 Nr. 4 (Änderung des JWG) 

Artikel 10 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. Das Gesetz für Jugendwohlfahrt wird wie folgt 
geändert: 

a) § 14 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. ein Vormundschaftsrichter, ein Familien- 
richter oder ein Jugendrichter." 

b) Nach § 52 wird folgender § 52 a eingefügt: 

„§52a 

(Wie vom BT beschlossene Fassung)."' 
Begründung 

Die Streichung eines entsprechenden Vorschlags des 
Regierungsentwurfs kann nicht damit begründet 
werden, daß mit dem Familienrichter noch keine 
Erfahrungen vorliegen. Dies hat den Gesetzgeber 
nicht gehindert, dem Familienrichter die wichtigen 
vormundschaftsgerichtlichen Aufgaben über Zutei- 
lung der elterlichen Gewalt, Herausgabe eines Kin- 
des und Regelung des persönlichen Verkehrs mit 
dem Kind zu übertragen. Eine sachgerechte Beset- 
zung der Jugendwohlfahrtsausschüsse ist deshalb 
nur möglich, wenn in sie auch Familienrichter ent- 
sandt werden können. 


XXIII. Zu Artikel 10 a — neu — (Vorschriften über 
die Geschiedenen-Witwenrente) 

Nach Artikel 10 ist folgender Artikel 10 a einzu- 
fügen: 

, Artikel 10 a 
Vorschriften 

über die Geschiedenen-Witwenrente 

§ 1 

(1) Der früheren Ehefrau eines Versicherten, 
deren Ehe mit dem Versicherten nach dem . . . (Tag 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes) geschieden, für 
nichtig erklärt oder aufgehoben ist, wird nach dem 
Tode des Versicherten Geschiedenen-Witwenrente 
gewährt, wenn 

1. in die Ehe anrechnungsfähige Versicherungsjahre 
oder bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
zurückgelegte Rentenbezugszeiten des Versicher- 
ten fallen, 

2. der Versicherte der früheren Ehefrau zur Zeit 
seines Todes Unterhalt zu leisten hatte oder im 
letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt geleistet 
hat und 
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3. ein Wertausgleich von Anwartschaften oder Aus- 
sichten auf eine Versorgung aus anderen als den 
in § 1587 c des Bürgerlichen Gesetzbuchs ge- 
nannten Gründen nicht stattgefunden hat. 

(2) Hat ein Wertausgleich von Anwartschaften 
oder Aussichten auf eine Versorgung stattgefunden, 
sind jedoch die übrigen Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 erfüllt, wird die Geschiedenen-Witwenrente 
gewährt, 

1. solange die frühere Ehefrau berufsunfähig oder 
erwerbsunfähig ist oder mindestens ein waisen- 
rentenberechtigtes Kind erzieht, 

2. wenn sie im Zeitpunkt der Scheidung, Nichtig- 
erklärung oder Aufhebung der Ehe oder bei Be- 
endigung der Erziehung mindestens eines wai- 
senrentenberechtigten Kindes das 45. Lebensjahr 
vollendet hatte oder 

3. wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet hat. Der 
Erziehung eines waisenrentenberechtigten Kin- 
des steht die Sorge für ein waisenrentenberech- 
tigtes Kind mit körperlichen oder geistigen Ge- 
brechen gleich. 

(3) Geschiedenen-Witwenrente nach den Absät- 
zen 1 und 2 wird nur gewährt, solange die frühere 
Ehefrau ohne Berücksichtigung des Todes des Ver- 
sicherten weiter unterhaltsberechtigt gewesen wäre 
und solange sie nicht eine Rente aus eigener Ver- 
sicherung erhält. 

§2 

Geschiedenen-Witwenrenten nach § 1 gelten, je 
nach der Zuständigkeit der Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherungen für den Versicherten, als Ren- 
ten nach § 1265 der Reichsversicherungsordnung, 
§ 42 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder 
§ 65 des Reichsknappschaftsgesetzes. Bei der An- 
wendung dieser Gesetze gelten 

1. § 1268 der Reichsversicherungsordnung mit fol- 
gender Maßgabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Ren- 
ten nach §§ 1265 und 1266 Abs. 2" gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Die Renten nach §§ 1265 und 1266 
Abs. 2 betragen sechs Zehntel des Teils der 
nach § 1253 Abs. 2 berechneten Versicherten- 
rente ohne Kinderzuschuß, der dem Verhält- 
nis der in die Ehezeit fallenden angerechne- 
ten Versicherungsjahre und bis zur Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres zurückgelegten 
Rentenbezugszeiten zu den bei der Berech- 
nung der Versichertenrente insgesamt ange- 
rechneten Versicherungsjahre und bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres zurückgeleg- 
ten Rentenbezugszeiten entspricht. Bei der Be- 
rechnung des Verhältnisses bleiben zusätz- 
liche Zeiten nach § 1254 Abs. 1 a Satz 2 und 
Ausfallzeiten nach Artikel 2 § 14 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgeset- 


zes, die bei der Berechnung der Versicherten- 
rente angerechnet worden sind, sowie Renten- 
bezugszeiten, soweit sie mit Zeiten Zusam- 
mentreffen, die nach § 1258 angerechnet wor- 
den sind, unberücksichtigt." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Sind mehrere Berechtigte nach den 
§§ 1264 und 1265 oder nach § 1266 Abs. 1 
und 2 vorhanden, sind die Renten nach §§ 1265 
oder 1266 Abs. 2 nach den Absätzen 1 bis 3 
zu berechnen. Jeder der in Satz 1 genannten 
Berechtigten erhält jedoch nur den Teil der 
für ihn nach den Absätzen 1, 2 und 3 zu be- 
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem Versicherten entspricht, der Berech- 
tigte nach §§ 1265 oder 1266 Abs. 2 aber 
höchstens den Betrag, der sich bei Berech- 
nung seiner Rente nach Absatz 2 a ergibt, und 
der Berechtigte nach §§ 1264 oder 1266 Abs. 1 
mindestens den Betrag, der sich bei Kürzung 
seiner nach den Absätzen 1, 2 und 3 berech- 
neten Rente um die nach Absatz 2 a berech- 
nete Rente des nach §§ 1265 oder 1266 Abs. 2 
Berechtigten ergibt. Ist nach Feststellung der 
Rente ein weiterer Berechtigter zu berück- 
sichtigen, so sind die Renten nach Satz 1 neu 
festzulegen mit Wirkung vom Ablauf des 
Monats, der dem Monat folgt, in dem der 
neue Feststellungsbescheid zugestellt wird." 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehe fällt, gilt die 
Zeit vom Beginn des Monats, in dem die Ehe 
geschlossen worden ist, bis zum Ende des 
Monats, der dem Eintritt der Rechtshängig- 
keit des Scheidungsantrags vorausgeht." 

2. § 45 des Angestelltenversicherungsgesetzes mit 

folgender Maßgabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Ren- 
ten nach §§ 42 und 43 Abs. 2" gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Die Renten nach §§ 42 und 43 Abs. 2 
betragen sechs Zehntel des Teils der nach 
§ 30 Abs. 2 berechneten Versichertenrente 
ohne Kinderzuschuß, der dem Verhältnis der 
in die Ehezeit fallenden angerechneten Ver- 
sicherungsjahre und bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres zurückgelegten Rentenbe- 
zugszeiten zu den bei der Berechnung der 
Versichertenrente insgesamt angerechneten 
Versicherungsjahren und bis zur Vollendung 
des 65. Lebensjahres zurückgelegten Renten- 
bezugszeiten entspricht. Bei der Berechnung 
des Verhältnisses bleiben zusätzliche Zeiten 
nach § 31 Abs. 1 a Satz 2 und Ausfallzeiten 
nach Artikel 2 § 14 des Angestellten versiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes, die bei der Be- 
rechnung der Versichertenrente angerechnet 
worden sind, sowie Rentenbezugszeiten, so- 
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weit sie mit Zeiten Zusammentreffen, die nach 
§ 35 angerechnet worden sind, unberücksich- 
tigt.“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Sind mehrere Berechtigte nach den 
§§ 41 und 42 oder nach § 43 Abs. 1 und 2 vor- 
handen, sind die Renten nach §§ 42 oder 43 
Abs. 2 nach den Absätzen 1 bis 3 zu berech- 
nen. Jeder der in Satz 1 genannten Berechtig- 
ten erhält jedoch nur den Teil der für ihn nach 
den Absätzen 1, 2 und 3 zu berechnenden 
Rente, der im Verhältnis zu den anderen Be- 
rechtigten der Dauer seiner Ehe mit dem Ver- 
sicherten entspricht, der Berechtigte nach § 42 
oder 43 Abs. 2 aber höchstens den Betrag, der 
sich bei Berechnung seiner Rente nach Ab- 
satz 2 a ergibt, und der Berechtigte nach §§ 41 
oder 43 Abs. 1 mindestens den Betrag, der 
sich bei Kürzung seiner nach den Absätzen 1, 
2 und 3 berechneten Rente um die nach Ab- 
satz 2 a berechnete Rente des nach §§42 oder 
43 Abs. 2 Berechtigten ergibt. Ist nach Fest- 
stellung der Rente ein weiterer Berechtigter 
zu berücksichtigen, so sind die Renten nach 
Satz 1 neu festzustellen mit Wirkung vom Ab- 
lauf des Monats, der dem Monat folgt, in dem 
der neue Feststellungsbescheid zugestellt 
wird.“ 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an- 
gefügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehe fällt, gilt die 
Zeit vom Beginn des Monats, in dem die Ehe 
geschlossen worden ist, bis zum Ende des 
Monats, der dem Eintritt der Rechtshängig- 
keit des Scheidungsantrags vorausgeht.'' 

3. § 69 des Reichsknappschaftsgesetzes mit folgen- 
der Maßgabe: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „und die Ren- 
ten nach §§ 65 und 66 Abs. 2" gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein- 
gefügt: 

„(2 a) Die Renten nach §§ 65 und 66 Abs. 2 
betragen sechs Zehntel des Teils der nach 
§ 53 Abs. 3 berechneten Knappschaftsrente 
mit Leistungszuschlag ohne Kinderzuschuß, 
der dem Verhältnis der in der Ehezeit fallen- 
den angerechneten Versicherungsjahre und 
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres zu- 
rückgelegten Rentenbezugszeiten zu den bei 
der Berechnung der Knappschaftsrente ins- 
gesamt angerechneten Versicherungsjahre 
und bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
zurückgelegten Rentenbezugszeiten ent- 
spricht. Bei der Berechnung des Verhältnisses 
bleiben zusätzliche Zeiten nach § 53 Abs. 4 a 
Satz 2 und Ausfallzeiten nach Artikel 2 § 9 
Abs. 2 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, die bei der Berech- 
nung der Knappschaftsrente angerechnet wor- 
den sind, sowie Rentenbezugszeiten, soweit 
sie mit Zeiten Zusammentreffen, die nach § 56 
angerechnet worden sind, unberücksichtigt." 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Sind mehrere Berechtigte nach den 
§§64 und 65 oder nach § 66 Abs. 1 und 2 
vorhanden, sind die Renten nach §§65 oder 66 
Abs. 2 nach den Absätzen 1 bis 3 zu berech- 
nen. Jeder der in Satz 1 genannten Berechtig- 
ten erhält jedoch nur den Teil der für ihn nach 
den Absätzen 1, 2 und 3 zu berechnenden 
Rente, der im Verhältnis zu den anderen Be- 
rechtigten der Dauer seiner Ehe mit dem Ver- 
sicherten entspricht, der Berechtigte nach 
§§ 65 oder 66 Abs. 2 aber höchstens den Be- 
trag, der sich bei Berechnung seiner Rente 
nach Absatz 2 a ergibt, und der Berechtigte 
nach §§ 64 oder 66 Abs. 1 mindestens den Be- 
trag, der sich bei Kürzung seiner Rente nach 
den Absätzen 1, 2 und 3 berechneten Rente 
um die nach Absatz 2 a berechnete Rente des 
nach §§ 65 oder 66 Abs. 2 Berechtigten ergibt. 
Ist nach Feststellung der Renten ein weiterer 
Berechtigter zu berücksichtigen, so sind die 
Renten nach Satz 1 neu festzustellen mit Wir- 
kung vom Ablauf des Monats, der dem Mo- 
nat folgt, in dem der neue Feststellungsbe- 
scheid zugestellt wird." 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange- 
fügt: 

„(6) Als Zeit, die in die Ehezeit fällt, gilt 
die Zeit vom Beginn des Monats, in dem die 
Ehe geschlossen worden ist, bis zum Ende des 
Monats, der dem Eintritt der Rechtshängig- 
keit des Scheidungsantrags vorausgeht." 

§ 3 

§ 1266 der Reichsversicherungsordnung, § 43 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und § 66 des 

Reichsknappschaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 4 

(1) Hatte ein landwirtschaftlicher Unternehmer 
seinem früheren Ehegatten zur Zeit seines Todes 
Unterhalt zu leisten oder hat er im letzten Jahr vor 
seinem Tode Unterhalt geleistet und hat ein Wert- 
ausgleich von Anwartschaften oder Aussichten auf 
eine Versorgung aus anderen als den in § 1587 c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten Gründen nicht 
stattgefunden, so ist § 3 Abs. 5 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte auch dann anzuwen- 
den, wenn die Ehe mit dem landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer nach dem . . . (Tag vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes) geschieden, für nichtig erklärt oder 
aufgehoben ist. 

(2) § 1 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend, Abs. 2 mit 
der Maßgabe, daß daneben die in § 3 Abs. 5 in Ver- 
bindung mit den Absätzen 1 bis 4 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte aufgestellten Voraus- 
setzungen vorliegen müssen.' 

Begründung 

Der uneingeschränkte Wegfall der Geschiedenen- 
Witwenrente für alle Scheidungsfälle nach dem Tn- 
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krafttreten des Gesetzes, wie es die vom Bundestag 
beschlossene Gesetzesfassung vorsieht, würde zu 
einer Reihe von Härten führen. Wenigstens die drin- 
gendsten Härtefälle sollen durch die vorgeschlagene 
Regelung vermieden werden. Geschiedenen-Witwen- 
rente soll grundsätzlich gewährt werden, wenn die 
geschiedene Ehefrau beim Tode ihres früheren Ehe- 
mannes diesem gegenüber unterhaltsberechtigt war, 
solange dieser Unterhaltsanspruch weiter bestanden 
hätte und solange die Ehefrau keine Rente aus eige- 
ner Versicherung erhält. Voraussetzung ist jedoch, 
daß in die Ehe anrechnungsfähige Versicherungs- 
jahre oder bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
zurückgelegte Rentenbezugszeiten des Versicherten 
fallen; die Rente muß also auf der gemeinsamen Le- 
bensleistung der früheren Ehegatten beruhen oder 
ihre gemeinsame Lebensgrundlage gewesen sein. 

Die Geschiedenen-Witwenrente wird ohne weitere 
Einschränkungen gewährt, wenn ein Wertausgleich 
von Anwartschaften oder Aussichten auf eine Ver- 
sorgung zwischen den früheren Ehegatten nicht statt- 
gefunden hat, es sei denn, daß die in § 1587 c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs genannten Gründe (z. B. 
grobe Unbilligkeit) vorliegen. Hat jedoch die ge- 
schiedene Ehefrau über den öffentlich-rechtlichen 
Versorgungsausgleich eine Verbesserung ihrer eige- 
nen Versorgungsanwartschaften erfahren, soll sie 
Geschiedenen-Witwenrente nur in solchen Fällen 
des Unterhaltsbedarfs erhalten, die sich typischer- 
weise als eine besonders schwierige Lebenssituation 
darstellen. 

Die Berechnung der Geschiedenen-Witwenrente rich- 
tet sich nach den Vorschriften, die nach dem Regie- 
rungsentwurf für die Berechnung der Geschiedenen- 
Witwenrente in der Übergangszeit gelten sollten. 

§ 3 sieht die entsprechende Anwendung der Vor- 
schriften vor, nach denen geschiedene Ehemänner 
beim Tode ihrer früheren Ehefrau Rente erhalten 
können. 

Die Regelung für geschiedene Ehegatten landwirt- 
schaftlicher Unternehmer geht von demselben 
Grundgedanken aus wie die vorgeschlagene Rege- 
lung für den Bereich der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen. 


XXIV. Zu Artikel 11 Nr. 2 und 12 

a) Dem Artikel 11 Nr. 2 ist folgender Absatz 4 an- 
zufügen: 

„Jeder Ehegatte kann den Versorgungsausgleich 
hinsichtlich der bis zum . . . (Tag vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes) erworbenen Ansprüche, An- 
wartschaften und Aussichten auf eine Versor- 
gung für den Fall ausschließen, daß die Ehe nach 
dem . . . (Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) ge- 
schieden wird, ohne daß der Ehegatte unter Zu- 
grundelegung der bisher geltenden Vorschriften 
nach den §§ 58, 60, 61 des Gesetzes Nr. 16 des 
Kontrollrats (Ehegesetz) vom 20. Februar 1946 
zur Leistung von Unterhalt verpflichtet wäre. 
§ 1411 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entspre- 
chend. Die Erklärung ist bis zum . . . (Ablauf des 


ersten Jahres nach dem Inkrafttreten des Geset- 
zes) dem Amtsgericht gegenüber abzugeben. Zu- 
ständig ist das Amtsgericht, bei dem ein Antrag 
auf Scheidung der Ehe anhängig ist. Ist kein sol- 
cher Antrag anhängig, so ist das Amtsgericht zu- 
ständig, in dessen Bezirk der Erklärende seinen 
Wohnsitz hat; hat der Erklärende im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes keinen Wohnsitz, so ist 
das Amtsgericht Schöneberg in Berlin zuständig. 
Die Erklärung muß notariell beurkundet werden. 
Das Amtsgericht hat die Erklärung dem anderen 
Ehegatten nach den für die Zustellung von Amts 
wegen geltenden Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung bekanntzumachen. Auf den Lauf der 
Frist sind die für die Verjährung geltenden Vor- 
schriften der §§ 203, 206 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs entsprechend anzuwenden. Die im Zusam- 
menhang mit der Entgegennahme der Erklärung 
wahrzunehmenden Geschäfte werden dem Rechts- 
pfleger übertragen." 

b) Dem Artikel 11 Nr. 12 ist nach Ersetzung des 
Punktes durch ein Semikolon in Nummer 6 fol- 
gende Nummer 7 anzufügen: 

„7. Artikel 11 Nr. 2 Abs. 4." 

Begründung 

Der Gesetzesbeschluß bezieht in den Versorgungs- 
ausgleich grundsätzlich auch die beim Inkrafttreten 
bereits erworbenen Ansprüche, Anwartschaften und 
Aussichten auf eine Versorgung ein, die im Falle der 
Scheidung nach geltendem Recht voll dem Berechtig- 
ten verbleiben. Gegen diese Rückwirkung des 
1. EheRG bestehen verfassungsrechtliche Bedenken 
unter dem Gesichtspunkt des Artikels 14 GG i. V. m. 
Artikel 20 Abs. 1 GG (Vertrauensschutz) jedenfalls 
dann, wenn nach geltendem Recht im Falle der Schei- 
dung Unterhaltsansprüche des nach neuem Recht 
Ausgleichsberechtigten nicht bestanden hätten. 
Wenn dagegen nach geltendem Recht Unterhaltsan- 
sprüche des nach dem 1. EheRG ausgleichsberechtig- 
ten Ehegatten bestanden hätten, so kann wohl davon 
ausgegangen werden, daß die genannten Versor- 
gungsansprüche oder -anwartschaften wirtschaftlich 
der Sicherung der Versorgung beider Ehegatten die- 
nen sollten. In diesen letzteren Fällen kann der Ver- 
sorgungsausgleich noch als eine verfassungsrechtlich 
zulässige Modifikation einer bereits bestehenden 
Rechts- und Interessenlage angesehen werden. 

Grundsätzlich anders ist die Rechts- und Interessen- 
lage dagegen, wenn den ausgleichspflichtigen Ehe- 
gatten kein Verschulden an der Scheidung trifft. Er 
durfte sich unter dem geltenden Recht bei der Aus- 
gestaltung seiner Versorgung darauf einstellen, daß 
— ‘ falls die Ehe nicht aus seinem Verschulden ge- 
schieden wird — seine Versorgung nicht durch Un- 
terhaltsverpflichtungen belastet ist. Er konnte hier- 
nach seine Dispositionen einrichten. Der Schutz die- 
ses Vertrauens ist ein verfassungsrechtliches Gebot. 

Der Änderungsvorschlag geht den Weg des geringst- 
möglichen Eingriffs in das Recht des Versorgungs- 
ausgleichs. Im einzelnen ist er an Artikel 8 Ab- 
schnitt I Nr. 3 Abs. 2 des Gleichberechtigungsgeset- 
zes angelehnt. Im Hinblick auf anhängige Schei- 
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dungsverfahren, die erst nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes abgeschlossen werden und auf die deshalb 
das neue Recht anzuwenden ist, sollte die Möglich- 
keit eröffnet weiden, die Erklärung alsbald nach 
Verkündung des Gesetzes abzugeben. 


XXV. Zu Artikel 11 Nr. 12 

Artikel 1 1 Nr. 12 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 
„Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft." 

Begründung 

Der Zeitraum von der Verkündung des Gesetzes bis 
zum 1. Januar 1977 reicht nicht aus, um die außer- 
ordentlich umfangreichen gerichts- und verwaltungs- 
organisatorischen Maßnahmen zur Durchführung 
des Gesetzes sidierzustellen. 

Da schon jetzt die Räumlichkeiten bei den Gerichten, 
insbesondere bei den kleinen Amtsgerichten, sehr 


beengt sind, wird es erforderlich werden, teilweise 
von der Konzentrationsermächtigung des § 23 c 
GVG Gebrauch zu machen. Das macht es insoweit 
notwendig, bei den Konzentrationsgerichten Räum- 
lichkeiten zusätzlich anzumieten oder bauliche Maß- 
nahmen durchzuführen. Aber auch soweit eine Kon- 
zentration nicht in Betracht kommt, ergeben sich er- 
hebliche räumliche Schwierigkeiten; gerade in Groß- 
städten können zusätzliche Räume nicht ohne weite- 
res binnen kurzer Frist beschafft werden. Durch die 
Zuständigkeit des Familiengerichts beim Amtsge- 
richt werden auch weitreichende Personalverschie- 
bungen nicht nur im richterlichen, sondern auch in 
den Nachfolgediensten erforderlich, die nicht kurz- 
fristig bewältigt werden können. Es ist daher ge- 
boten, den Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den 
1. Januar 1978 hinauszuschieben. 

Es erscheint ferner auch nicht gesichert, daß die Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherung die erfor- 
derlichen umfangreichen Vorbereitungen bis zu dem 
in dem Gesetzesbeschluß vorgesehenen Tag des In- 
krafttretens abschließen können. 
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